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Glossar 

Wichtige Begriffe zu Nutzungspla-
nungsänderungen im Zusammenhang 
mit der am 1. Mai 2014 in Kraft 
getretenen Teilrevision des 
Bundesgesetzes über die 
Raumplanung 

Einzonung 
Planerischer Akt der Zuweisung von einer 
Nichtbauzone in eine Bauzone  

Auszonung 
Planerischer Akt der Zuweisung von einer 
Bauzone in eine Nichtbauzone 

Umzonung 
Planerischer Akt der Zuweisung von einer 
Bauzone in eine andere Bauzone mit dem 
Fokus auf die Änderung der zulässigen Art der 

Nutzung; 
ebenfalls: Zuweisung von einer Nichtbauzone 
in eine andere Nichtbauzone 

Aufzonung 
Erhöhung des zulässigen Masses der Nutzung 
in einer Bauzone 

Abzonung 
Verminderung des zulässigen Masses der 
Nutzung in einer Bauzone 

Bauzonenerweiterung 
Flächenmässige Ausdehnung der Bauzone, 
wenn diese aufgrund des evaluierten Bedarfs 

zu klein ist 

Rückzonung 

Erforderliche flächenmässige Verkleinerung 
der Bauzone, wenn diese überdimensioniert ist 
(im Sinn von Art. 15 Abs. 2 RPG) 

Bauzonenreduktion 
Entspricht der Rückzonung 
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Verbindliche Aussagen zu den Kosten und zum Realisierungszeitpunkt eines 
Vorhabens sind in der Regel nicht möglich. Für eine realistische Kostenschät-
zung fehlen in den meisten Fällen die erforderlichen Detailkenntnisse. Die Rea-
lisierungszeitpunkte sind zudem vom finanzpolitischen Handlungsspielraum des 
Kantons sowie von der Prioritätensetzung abhängig, welche der Regierungsrat 
alle vier Jahre mit dem Legislaturprogramm vornimmt. Der Richtplan legt daher 
in erster Linie die Prioritäten innerhalb der jeweiligen Sachbereiche fest. Beste-
hen zeitliche Abhängigkeiten oder können Kosten und Nutzen zuverlässig ab-
geschätzt werden, werden diese Angaben bei den Koordinationsaufgaben be-
rücksichtigt. 

Der Richtplan sieht folgende Prioritätenordnung vor: 

A wichtig und dringend: Aufgabe sofort beginnen, die erforderlichen Mittel 
bereitstellen und die notwendigen Verfahren einleiten; 

B wichtig: Aufgabe innert fünf Jahren beginnen oder erledigen, allenfalls 
sofort die notwendigen Handlungsspielräume sichern; 

C dringend: Abhängigkeiten klären. Die federführende Stelle sorgt für die 
notwendigen Beschlüsse und beobachtet die weitere Entwicklung; 

D übrige Vorhaben: nach Bedarf innert zehn Jahren erledigen, die weitere 
Entwicklung beobachten. 

E Daueraufgaben: laufend bzw. periodisch erledigen 

Kosten 

Prioritäten / Zeiträume 
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A4 Nachhaltige Entwicklung 

I. Richtungsweisende Festlegung 

A4 Der Kanton setzt sich für eine hohe Umwelt- und Lebensqualität 
ein. Er verpflichtet sich zugunsten der kommenden Generationen zu sozi-
aler Gerechtigkeit, wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit und ökologischer 
Verantwortung. Den zukünftigen Generationen sind Optionen zur Deckung 
ihrer Bedürfnisse offen zu halten. Der Kanton richtet die kantonale Raum-
planung und den kantonalen Richtplan auf die in diesem umfassenden 
Sinn nachhaltige Entwicklung aus. 

II. Erläuterungen 

Nachhaltig ist eine Entwicklung, wenn sie die Bedürfnisse der Gegenwart be-
friedigt, ohne zu riskieren, dass künftige Generationen ihre eigenen Bedürfnisse 
nicht befriedigen können (Brundtland-Definition). 

 

Eine nachhaltige Entwicklung stärkt die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und 
die gesellschaftliche Solidarität und senkt den Umwelt- und Ressourcenver-
brauch auf ein dauerhaft tragbares Niveau. Gefordert ist ganzheitliches Denken 
und Handeln, was bedeutet, dass wirtschaftliche, gesellschaftliche und ökologi-
sche Prozesse vernetzt zu betrachten sind und deren Auswirkungen auf alle 
drei Dimensionen jeweils berücksichtigt werden müssen. Unter Beibehaltung 
und Förderung der Bedürfnisse der heutigen Generation ist der Handlungsspiel-

Abbildung 1: 
Grundkonzept 
Nachhaltige Entwicklung 
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R Raumstrukturen 

R1 Raum-, Achsen- und Zentrenstruktur 

I. Richtungsweisende Festlegung  

R1 Durch die Bildung der beiden Räume Luzern Agglomeration und 
Luzern Landschaft, durch die Festigung der Hauptentwicklungsachse und 
durch eine klare Zentrenstruktur wird die Stellung des Kantons Luzern 
innerhalb des Metropolitanraums Zürich und gleichzeitig als eigenständi-
ge Drehscheibe der Zentralschweiz gestärkt. Dabei bilden das Hauptzent-
rum, die Regional- und die Subzentren zusammen mit der Hauptentwick-
lungsachse das Rückgrat für die wirtschaftliche Entwicklung des Kantons 
und für dessen Positionierung im nationalen Standortwettbewerb. Sie 
vermitteln dem ganzen Kanton Wachstumsimpulse. Damit wird auch die 
Entwicklung der übrigen Gebiete mit ihren typischen Stärken und Vorzü-
gen gefördert. 

II. Erläuterungen 

Aus den raumordnungspolitischen Zielsetzungen gemäss Kapitel Z resultieren 
Grundsätze für die Raum-, Achsen- und Zentrenstruktur. Die Strategie zielt 
darauf ab, die bestehenden Stärken und Vorzüge auszuschöpfen und die kan-
tonale Entwicklung durch eine räumliche Schwerpunktsetzung zu stärken. 

Aufgrund ihrer räumlichen Stellung, ihrer Funktion, ihrer bisherigen Entwicklung 
und ihrer künftigen Entwicklungsmöglichkeiten sind die beiden Räume Luzern 
Agglomeration und Luzern Landschaft zu unterscheiden. Dem Raum Luzern 
Agglomeration kommt durch seine Verbindungsfunktion zum Metropolitanraum 
Zürich und als Drehscheibe der Zentralschweiz eine wichtige Bedeutung auch 
über die Kantonsgrenzen hinaus zu. Diese wird durch die kantonale Agglomera-
tionspolitik gestärkt. Der Raum Luzern Landschaft hat eine selbständige ergän-
zende Funktion. Ihm kommt mit seiner vielfältigen Ausprägung und seinen Posi-
tionierungsmöglichkeiten eine ebenso bedeutende Rolle zu, die es weiterzu-
entwickeln gilt. Eine Grundlage dazu bildet der Planungsbericht über die Ag-
glomerationspolitik und die Politik des ländlichen Raumes vom 26. Januar 2007 
(B 172). 

Der Raum Luzern Agglomeration setzt sich aus den Gemeinden der Agglome-
ration Luzern (vgl. Agglomerationsperimeter in Kapitel R7) und den Rigi-
Gemeinden zusammen. Den drei Rigi-Gemeinden kommt dabei eine Sonderrol-
le zu, da viele Agglomerationsthemen sie nicht direkt betreffen. Gemeinsamkei-
ten bestehen jedoch beim Tourismus und bei der gemeinsamen Nutzung des 
Vierwaldstättersees. Neben den agglomerationsinternen Herausforderungen 
hat die Einbindung des Raums Agglomeration Luzern in den Metropolitanraum 
Zürich und seine Positionierung darin eine hohe Bedeutung.  

Im Raum Luzern Landschaft mit seiner unterschiedlichen bisherigen Entwick-
lung und seinen verschiedenen Entwicklungsmöglichkeiten sind die Gemein-
samkeiten genauso wie die profilbildende Vielfalt Gewinn bringend einzusetzen. 
Insgesamt soll der Raum Luzern Landschaft unter Beachtung auch seiner land-

Schwerpunkte 

Räume Luzern 
Agglomeration und 
Luzern Landschaft 
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schaftlichen Qualitäten nachhaltig und sorgsam weiterentwickelt werden. Seine 
Stärken sind differenziert und koordiniert einzusetzen. 

Die Bestimmung der Zentrenstruktur basiert auf elf statistischen Indikatoren und 
orientiert sich an der Bedeutung einer Gemeinde, also ihrer Funktion als Bevöl-
kerungs-, Arbeitsplatz- und Versorgungszentrum. Es werden die drei Zentrenty-
pen Haupt-, Regional- und Subzentrum unterschieden. Diese straffe Struktur 
legt den Schwerpunkt auf Zentren mit grossem Entwicklungspotenzial. Den 
beiden Zentren Luzern und Sursee kommt eine herausragende Rolle zu. 

Die Hauptentwicklungsachse baut auf dem Ypsilon des kantonalen Richtplans 
1998 auf und erstreckt sich sowohl über den Raum Luzern Agglomeration als 
auch über den Raum Luzern Landschaft. Die Hauptentwicklungsachse als nicht 
exakt abgrenzbares und auch nicht homogenes Gebiet, wo in den vergangenen 
Jahren das grösste Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum zu verzeichnen 
war, bildet zusammen mit den Zentren in beiden Räumen das Rückgrat für die 
weitere Entwicklung. 

 

 

Zentren 

Hauptentwicklungs-
achse 

 

Abbildung 3: 
Raum-, Achsen- und  
Zentrenstruktur  
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L2: Nebenachsgemeinde in der Landschaft (ländliche Gemeinden auf den 
kantonalen Nebenachsen)  

L3: ländliche Gemeinde (ländliche Gemeinden ausserhalb der Hauptentwick-
lungs- und Nebenachsen sowie ohne Zentrums- oder Stützpunktfunktion)  

 

 

Abbildung 4: 
Gemeindekategorien  
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1) durchschnittlicher Bauzonenflächenbedarf pro Einwohner (Wohn-, Misch- und Zentrumszonen), 
Medianwert pro Gemeindekategorie; Basis: Bauzonen- und Einwohnerdaten per Ende 2014 

2) Der Wachstumswert für Neueinzonungen ist massgebend für die Beurteilung des Bedarfs an 
einer Erweiterung der Bauzonen. Er setzt sich aus der erwarteten durchschnittlichen Bevölke-
rungswachstumsrate im Gesamtkanton pro Jahr J und der Lenkungskorrektur zusammen (vgl. 
Z2-1). 

3) Unter der Voraussetzung einer nachgewiesenen qualitätsvollen und substanziellen Verdichtung 
mit entsprechender signifikanter Verminderung des Bauzonenflächenbedarfs kann ein ange-
messener Bonus gewährleistet werden.  

4) A-Gemeinden können sich entweder für die Entwicklungspriorität „urbane Qualitäten in Zent-
rumslagen schaffen“ inkl. Geltendmachung eines Bonus zum Wachstumswert für Neueinzo-
nungen oder für die Entwicklungspriorität „ländliche Siedlungsqualität weiterentwickeln“ ent-
scheiden. 

5) Für L-Gemeinden mit einem unterdurchschnittlichen Wachstumswert für Neueinzonungen 
sollen bestehende Potenziale in den Bereichen natürliche Ressourcen und erneuerbare Ener-
gien sowie Tourismus, Naherholung und Freizeit mit regionalpolitischen und anderen Mass-
nahmen in Wert gesetzt werden. Bei touristisch geprägten Gemeinden können – z.B. bezüglich 
dem Zweitwohnungsanteil – besondere Verhältnisse bestehen, die angemessen zu berücksich-
tigen sind.  

 

Die Gemeinden zeigen in ihren raumplanerischen Instrumenten (Siedlungsleit-
bild, Richt- und Nutzungsplanung) auf, inwieweit die generellen Vorgaben, Ent-
wicklungsprioritäten und Handlungsschwerpunkte sowie die Vorgaben zum 
spezifischen Bauzonenflächenbedarf und zu den Wachstumswerten für Neu-
einzonungen innert 15 Jahren umgesetzt werden. Bei fusionierten oder sehr 
heterogenen Gemeinden kann dabei eine ortsteilspezifische Differenzierung 
berücksichtigt werden, namentlich bezüglich der Fokussierung der Entwicklung 
in die Ortskerne. 

Von den kantonalen Vorgaben zum Wachstumswert für Neueinzonungen kann 
nur in Ausnahmefällen abgewichen werden, wenn entweder ein kantonal abge-
stimmter Entwicklungsanspruch besteht (z. B. aufgrund der Realisierung eines 
strategischen Arbeitsplatzgebietes) oder ein regional und funktionalräumlich 
abgestimmter Ausgleich in untergeordnetem Mass erfolgt. 

Die durchschnittliche kantonale jährliche Wachstumsrate J wird künftig gestützt 
auf das jeweils aktuelle Szenario der Lustat überprüft und alle 4 bis 5 Jahre im 
Richtplan aktualisiert. Eine Anpassung kann auch früher erfolgen, falls die aktu-
alisierten Lustat-Szenarien dies notwendig machen.  

Federführung: Gemeinden (bei Anpassungen ihrer Ortsplanungen), BUWD (bei der Beur-
teilung der Ortsplanungen) 

Beteiligte: rawi, RET, Lustat 
Koordinationsstand: Festsetzung 
Priorität/Zeitraum: A/E
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R2 Regionale Entwicklungsträger 

I. Richtungsweisende Festlegung 

R2  Die verstärkte horizontale und vertikale Zusammenarbeit ist ein 
zentrales Element für die zukunftsfähige Entwicklung des Kantons. Damit 
steigt auch die Bedeutung der regionalen Strukturen. Die regionalen Ent-
wicklungsträger schaffen die notwendigen Grundlagen dazu und nehmen 
wichtige Aufgaben wahr, die einer überkommunalen Koordination bedür-
fen. 

II. Erläuterungen 

Der Kanton Luzern hat in den letzten Jahren grosse Anstrengungen unternom-
men, um zukunftsfähige Strukturen zu schaffen. Mit der Bildung der regionalen 
Entwicklungsträger, der Gemeindestrukturreform und der Förderung von Ge-
meindefusionen, dem Gemeindegesetz, der Agglomerationspolitik, der Politik 
des ländlichen Raums und der Finanzreform '08 wurden wesentliche Grundla-
gen verankert und die künftigen Stossrichtungen formuliert.  

Angesichts zunehmender räumlicher Verflechtungen und grenzüberschreiten-
der Fragestellungen nimmt der Bedarf zur horizontalen und vertikalen Zusam-
menarbeit auch künftig weiter zu. Der Kanton will deshalb die regionalen Struk-
turen massgeblich stärken. Ziel ist es, eine effizientere Abwicklung von Aufga-
ben zur räumlichen Entwicklung zu fördern und die notwendige gemeindeüber-
greifende Abstimmung und Koordination zu verbessern.  

Starke regionale Strukturen zeichnen sich durch ihre Funktionsfähigkeit und 
Wirksamkeit aus. Solche Strukturen haben sich daher in Form von regionalen 
Entwicklungsträgern durch eine ausreichende Grösse, tragfähige und kompe-
tente Organisationsstrukturen, klar bestimmte Funktionen und Aufgaben sowie 
praktikable Instrumente auszuzeichnen. Die Stärkung der regionalen Strukturen 
führt zu einer besseren Positionierung im Standortwettbewerb. Daher sind die 
regionalen Entwicklungsträger zu konsolidieren und weiterzuentwickeln. Sie 
wirken als Ansprechpartner des Kantons in dem von ihnen erfassten Gebiet. 
Die regionalen Entwicklungsträger fungieren als Dachstruktur, unter der ver-
schiedene Formen regionaler Zusammenarbeit wie etwa Zweckverbände ge-
bündelt bzw. besser aufeinander abgestimmt werden können. Sie führen 
dadurch zu einer Vereinfachung der Strukturen. Die Strukturen sollen flexible 
Zusammenarbeitsmöglichkeiten erlauben.  

Gemäss § 3 Absatz 3 des Planungs- und Baugesetzes (PBG) gehören die Ge-
meinden für die Koordination der raumwirksamen Tätigkeiten einem regionalen 
Entwicklungsträger oder einer entsprechenden regionalen Organisation an, die 
sich mit Fragen der Raumentwicklung und Raumplanung befasst. Die regiona-
len Entwicklungsträger dienen somit als Kompetenzzentren, die in erster Linie 
kommunale Aufgaben übernehmen, bei denen eine überkommunale Zusam-
menarbeit erforderlich, zweckmässig oder von den Gemeinden gewünscht ist.  

Bei den regionalen Entwicklungsträgern ergeben sich abhängig von ihrem Gel-
tungsbereich teilweise unterschiedliche Hauptaufgaben. Konkrete überkommu-
nale Gebietsentwicklungen in den kantonalen Zentren und Entwicklungs-
schwerpunkten, die Abstimmung und Entwicklung von regionalen Arbeitsplatz-
gebieten sowie die Konsolidierung der Siedlungsentwicklung bilden zentrale 
Aufgaben aller regionalen Entwicklungsträger. Für alle kommen hinzu, insbe-

Schaffung 
zukunftsfähiger 
Strukturen 

Bedarf nach 
Zusammenarbeit 

Regionale 
Entwicklungsträger 

Aufgaben der regionalen 
Entwicklungsträger 
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sondere im Rahmen der Regionalpolitik: die Förderung der regionalen Qualitä-
ten und die Unterstützung von innovativen Projekten sowie die nachhaltige Nut-
zung der natürlichen Ressourcen für Freizeitaktivitäten, für touristische Angebo-
te und für die Gewinnung von erneuerbaren Energien. Beim regionalen Ent-
wicklungsträger für den Raum Luzern Agglomeration ist speziell die Weiterent-
wicklung und laufende Umsetzung des Agglomerationsprogrammes Luzern mit 
seinen Siedlungs-, Landschafts- und Verkehrsmassnahmen von Bedeutung. 

In Absprache mit den Gemeinden oder dem Kanton können die regionalen 
Entwicklungsträger weitere Aufgaben übernehmen. 

Zur Erfüllung der strategischen und operativen Aufgaben verwenden die regio-
nalen Entwicklungsträger die dafür passenden Instrumente. Sie bestimmen 
diese weitgehend selber. Im Vordergrund stehen dabei regionale Teilrichtpläne 
und themenspezifische Planungen sowie Konzepte zur Weiterentwicklung spe-
zifischer Handlungsschwerpunkte. Geltende regionale Richtplanungen behalten 
dabei so lange ihre Gültigkeit, als sie nicht durch Teilrichtpläne oder regionale 
Konzepte ersetzt werden. Mit den themenspezifischen Teilrichtplänen und Kon-
zepten wird den zunehmend dynamischen räumlichen Prozessen Rechnung 
getragen, kann doch mit diesen Instrumenten flexibler und effizienter auf neue 
Herausforderungen reagiert werden. In den Koordinationsaufgaben des kanto-
nalen Richtplans wird festgelegt, für welche überkommunalen Aufgaben Teil-
richtpläne oder Konzepte zu erstellen und welche Rahmenbedingungen dabei 
zu erfüllen sind.  

Die geforderten Gemeindeverbände gemäss § 1a Absatz 2 PBG sind für be-
hördenverbindliche Planungen und Konzepte zuständig. Alle weiteren Aufgaben 
können die Gemeinden auch in regionalen Organisationen mit anderer Rechts-
form wahrnehmen. Im Hinblick auf eine zweckmässige und effiziente Erfüllung 
dieser Aufgaben sind die Vorteile von Voll- gegenüber denjenigen von Teilmit-
gliedschaften der Gemeinden im jeweiligen regionalen Entwicklungsträger sorg-
fältig abzuwägen.  

Die regionalen Entwicklungsträger sind nicht an feste Grenzen gebunden. Sie 
sollen ihre Aufgaben jeweils mit dem für die spezifische Aufgabe geeigneten 
Perimeter angehen. Deshalb sind Überschneidungen durchaus denkbar. 

Der Entscheid über die jeweilige Zugehörigkeit zu einem der regionalen Ent-
wicklungsträger liegt bei den Gemeinden. Entscheidungsgrundlage dazu sind 
bestehende ökonomische, gesellschaftliche und kulturelle Verbindungen sowie 
ein räumlicher Zusammenhang zwischen den Gemeinden. Der Kooperationswil-
le der Gemeinden ist das Fundament einer wirkungsvollen interkommunalen 
Zusammenarbeit und damit auch eine zentrale Voraussetzung starker regiona-
ler Strukturen. 

Neben den regionalen Entwicklungsträgern im Kanton Luzern nehmen teilweise 
auch ausserkantonale Organisationen gewisse überkommunale Aufgaben für 
Gemeinden im Kanton Luzern wahr. 
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Die neue Kantonsverfassung stärkt die Möglichkeiten zur dezentralen Gliede-
rung und Aufgabenerfüllung. Der Grundsatz der dezentralen Aufgabenerfüllung 
deckt sich mit den beiden Räumen Luzern Agglomeration und Luzern Land-
schaft sowie mit der angestrebten Zielstruktur der regionalen Entwicklungsträ-
ger. Diese gegenseitige Vereinbarkeit erlaubt die Nutzung von Synergien und 
trägt zur Stärkung der regionalen Identitäten bei. 

Abbildung 5: 
Angestrebte Zielstruktur 
der regionalen 
Entwicklungsträger 

Vereinbarkeit mit den 
Verwaltungseinheiten 
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stehen in allen Bereichen an, namentlich bei der Substanzerhaltung, bei Neu-
bauprojekten, bei der Erfüllung der Qualitätsanforderungen und bei der guten 
Anbindung an den öffentlichen Verkehr. 

Aufgrund ihres Einzugsgebietes und dem Erfordernis von effizienten Abläufen 
sind die öffentlichen Bauten und Anlagen – strukturiert nach Verwaltung, Si-
cherheit, Bildung, Gesundheit, Rechtspflege sowie Kultur und Freizeit – den 
Haupt-, Regional- und Subzentren zugeordnet. Neben der Berücksichtigung der 
Raum-, Achsen- und Zentrenstruktur bei der Festlegung von Standorten ist 
auch einer guten Erschliessung mit dem öffentlichen Verkehr Beachtung zu 
schenken. 

Mit der räumlichen Zusammenführung der Universität und der Pädagogischen 
Hochschule Luzern direkt neben dem Bahnhof Luzern konnte ein wichtiger Pfei-
ler im Hinblick auf die Realisierung des Projekts „eine Hochschule Luzern – 
Zentralschweiz“ des Reformprojekts 06 umgesetzt werden. Dies ermöglicht 
optimale Synergien innerhalb der gesamten Hochschullandschaft. Des Weite-
ren sollen zweckmässige Lösungen für die Zentral- und Hochschulbibliothek 
Luzern und für die Speicherbibliothek in Büron angestrebt werden. Das starke 
Wachstum im Fachhochschulbereich bedingt eine weitsichtige strategische 
Ausrichtung in der Agglomeration Luzern. Die Berufsschulbildung wird mit zu-
kunftsgerichteten Berufsfeldern neu organisiert und die bestehenden, im gan-
zen Kanton Luzern verteilten Berufsschulzentren werden organisatorisch und 
baulich an die neuen Anforderungen angepasst. Damit können optimale Struk-
turen und Infrastrukturen zur Verfügung gestellt und die Berufsbildung qualitativ 
hochwertiger und effizienter durchgeführt werden. 

Mehrere in letzter Zeit neu erstellte Bauten weisen nationale Ausstrahlung auf, 
wie zum Beispiel das Kultur- und Kongresszentrum Luzern oder die Sportarena 
Luzern. Zusammen mit vielen weiteren Kultur- und Freizeiteinrichtungen ergibt 
sich insgesamt ein räumlich differenziertes und vielfältiges Angebot. 

Die Werterhaltung der bestehenden Gebäude im Gesundheitsbereich und die 
prozessorientierte Erbringung der zukünftigen Leistungen bedingen grosse 
Investitionen an diversen Spitalstandorten. Die bauliche Entwicklung des Lu-
zerner Kantonsspitals wird im Rahmen eines Masterplans aufgezeigt. Von 
überkantonaler Bedeutung ist zudem die Klinik der Luzerner Psychiatrie in St. 
Urban. 

Mit optimalen Strukturen sollen für die Polizei geeignete Arbeitsbedingungen 
geschaffen werden. Das Haft- und Untersuchungsgefängnis in Kriens wird aus-
gebaut und erweitert.  

Mit einem zentralen Verwaltungsgebäude am Seetalplatz sollen Synergien zwi-
schen den einzelnen Dienststellen und Departementen genutzt werden. Dies 
ermöglicht eine effizientere und bürgernähere Leistungserbringung durch die 
Verwaltung sowie optimale Arbeitsplätze für einen Grossteil der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der kantonalen Verwaltung. 

Die neue Straf- und die neue Zivilprozessordnung des Bundes führten zu einer 
Anpassung der Gerichtskreise für die erstinstanzlichen Gerichte. Deren Stand-
orte wurden überprüft. Als Folge davon ergaben sich neue Zumietungen, aber 
auch wegfallende Standorte. Im Weiteren wurden das Verwaltungsgericht und 
das Obergericht zu einem Kantonsgericht zusammengeführt. Dieses soll räum-
lich an einem einzigen Standort zusammengeführt werden. 

Räumliche Zuordnung 
von öffentlichen Bauten 
und Anlagen 

Bildung 

Kultur und Freizeit 

Gesundheit 

Sicherheit 

Verwaltung 

Rechtspflege 
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Im Jahr 2008 wurde der UNESCO-Biosphäre Entlebuch (UBE) vom Bund das 
Label als regionaler Naturpark verliehen.  

Der Kanton Luzern unterstützt weitere Parkprojekte von nationaler Bedeutung 
und koordiniert entsprechende Bestrebungen, wenn sie den genannten Poten-
zialgebieten für regionale Naturpärke und Naturerlebnispärke entsprechen. Dies 
gilt insbesondere auch für kantonsübergreifende Projekte und Machbarkeitsstu-
dien (Kanton Obwalden, Bern und Aargau). 

 

Die Gemeinden um den Napf sind unter Federführung der regionalen Entwick-
lungsträger gegenwärtig damit befasst, den Aufbau eines Regionalen Natur-
parks Napf im Sinn eines eigenständigen Projektes oder als Erweiterung des 
bestehenden Regionalen Naturparks UNESCO-Biosphäre Entlebuch zu prüfen. 
Auch für die UBE ist eine Ausdehnung des Parks auf Gemeinden der Kantone 
Obwalden und/oder Bern denkbar.  

 

Abbildung 6: 
Perimeter des 
bestehenden Regionalen 
Naturparks UNESCO-
Biosphäre Entlebuch und 
der potenziellen 
Erweiterungsgebiete 
Napf/Emmental und 
Glaubenberg 

Erweiterungsoptionen 
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R6 Tourismus, Freizeit und Erholung 

I. Richtungsweisende Festlegung 

R6 Die zentrale wirtschaftliche Bedeutung des Tourismus für den 
Kanton Luzern, verbunden mit dem intensiven internationalen Wettbe-
werb, erfordert eine Weiterentwicklung von attraktiven, qualitätsorientier-
ten und nachhaltigen Angeboten sowie eine profilierte und wirkungsvolle 
Marktbearbeitung.  

Ausserhalb der touristischen Zentren wird das Tourismus- und Freizeit-
angebot unter Berücksichtigung der regionalen Stärken und Vorzüge und 
der Bedeutung der Landschaft erhalten und bedürfnisgerecht ausgebaut.  

II. Erläuterungen 

Die zurzeit aktuellste Wertschöpfungsstudie1 hat die grosse volkswirtschaftliche 
Bedeutung des Tourismus für den Kanton Luzern bestätigt. 2005 trug der Tou-
rismus im Kanton Luzern direkt und indirekt 7 Prozent zur kantonalen Wert-
schöpfung von rund 18,5 Milliarden Franken bei. Um diese zentrale Funktion für 
die Wertschöpfung im Kanton Luzern auch im zunehmenden internationalen 
Wettbewerb erfüllen zu können, sind unter anderem eine Optimierung touris-
musrelevanter Rahmenbedingungen, eine der Wertschöpfung entsprechende 
finanzielle Unterstützung sowie eine profilierte und wirkungsvolle Marktbearbei-
tung notwendig. Den regionalen Unterschieden und Bedürfnissen entsprechend 
sind differenzierte und nachhaltige touristische Angebote (weiter) zu entwickeln. 

Mit einem Anteil von über 66 Prozent an der gesamten touristischen Wert-
schöpfung im Kanton Luzern bildet die Stadt Luzern das dominierende Touris-
muszentrum. Gemessen an den relativen Beiträgen zur regionalen Bruttowert-
schöpfung und Beschäftigung besitzt auch der Tourismus im Raum Weggis-
Vitznau und im Entlebuch eine überdurchschnittlich hohe Bedeutung für die 
Regionalwirtschaft. Diese Räume stellen daher ebenfalls wichtige kantonale 
Tourismuszentren dar. Dabei hat Schüpfheim die Funktion eines Zentrums für 
das Labelgebiet der UNESCO-Biosphäre Entlebuch inne. 

Die touristischen Angebote in diesen kantonalen Tourismuszentren (Shopping 
und Kultur in Luzern, touristische Anlagen im Gebiet der UNESCO-Biosphäre 
Entlebuch [Flühli-Sörenberg, Marbach], im Pilatusgebiet und im Gebiet der Rigi 
[Weggis, Vitznau] sowie die Schifffahrtsgesellschaft Vierwaldstättersee) zählen 
zu den Tourismusmagneten im Kanton Luzern und weisen entsprechend hohe 
Gästefrequenzen auf. 

Der Kanton Luzern wird geprägt durch eine kleinstrukturierte (Kultur-) 
Landschaft mit Seen, Voralpen und offenen Landschaftsräumen, in denen tradi-
tionelle Wirtschaftsstrukturen vorherrschen. In diesen Gebieten ist der naturna-
he Tourismus zu sichern und zu fördern, welcher sich durch regionale, authen-
tische und nachhaltige Angebote mit einer starken Erlebnisorientierung aus-
zeichnet.  

 
1 BHP Hanser und Partner (2007) Bedeutung des Tourismus für die Volkswirtschaft des Kantons 

Luzern. Bericht zu Handen der Dienststelle rawi, 30. April 2007. 
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R9 Militärische Bauten und Anlagen  

I.  Richtungsweisende Festlegung 

R9 Der Sachplan Militär des Bundes bildet die Grundlage für die 
militärischen Bauten und Anlagen. Die Um- und Nachnutzung der militäri-
schen Bauten und Anlagen ist mit den kantonalen Stellen zu koordinieren. 
Die öffentlichen Interessen sind dabei bevorzugt zu berücksichtigen. 

II. Erläuterungen 

Konflikte zwischen der Nutzung militärischer Bauten und Anlagen einerseits und 
den zivilen Anliegen der Bevölkerung (Land- und Forstwirtschaft, Natur- und 
Landschaftsschutz, Erholung, Tourismus sowie Wohnen und Arbeiten in der 
Umgebung) anderseits können kaum ganz vermieden werden. Es ist ein mög-
lichst störungsfreies Nebeneinander der militärischen und der zivilen Aktivitäten 
sowie eine bestmögliche Schonung von Landschaft, Flora und Fauna anzustre-
ben. 

Der Sachplan Militär des Bundes dient der überörtlichen Planung und stufenge-
rechten Abstimmung jener militärischer Vorhaben, die sich erheblich auf Raum 
und Umwelt auswirken, sowie der Optimierung der Abstimmung von sämtlichen 
raumwirksamen militärischen Tätigkeiten. Überdies belegt er die Nutzungsan-
sprüche der Armee und stellt die wichtigsten militärischen Nutzungen und Vor-
haben planerisch sicher. 

Für militärische Übungen stehen bundeseigene Schiess- und Übungsplätze 
sowie Vertragsplätze zur Verfügung. Bei Letzteren handelt es sich um Privat-
grundstücke, deren militärische Nutzung vertraglich geregelt ist. Gelegentliche 
Übungen finden aber auch ausserhalb solcher Plätze statt. Die Militärgesetzge-
bung verpflichtet die Grundeigentümer, die Benützung ihres Landes für militäri-
sche Übungen zu gestatten. Nach der Absicht des Bundes soll die militärische 
Nutzung auf allen im Sachplan angeführten Plätzen im bisherigen Rahmen 
weitergeführt werden. 

Der eidgenössische Waffenplatz Emmen besteht seit 1940. Er dient als Waf-
fenplatz der Luftwaffe. Der Waffen- und der Flugplatz sind integrierte Bestand-
teile des Militärperimeters Emmen. 

Der Militärflugplatz Emmen wird gestützt auf das Stationierungskonzept der 
Armee weiterhin prioritär militärisch genutzt, kann aber auch zivil mitbenützt 
werden (vgl. Richtplankapitel M8).  

Der kantonale Waffenplatz Luzern wird nur noch zu einem kleinen Teil durch 
das Armee-Ausbildungszentrum Luzern (AAL) auf der dafür ausgewiesenen 
Baurechtsfläche genutzt. Die militärische Schiesstätigkeit wurde 1995 gänzlich 
eingestellt. Eine Aufhebung des Waffenplatzes mit Ausnahme der Baurechtsflä-
che für das AAL in absehbarer Zeit ist wahrscheinlich. 

Der Armee Motorfahrzeugpark (AMP) Rothenburg wird über den für die 
Schliessung geplanten Zeitpunkt 2010 weiterbetrieben. Dies als Folge der noch 
nicht abgeschlossenen Anpassungsarbeiten an den neu definierten Logistik-
standorten der Armee. 

 

Sachplan Militär  

Militärische Bauten und 
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S Siedlung 

S1 Siedlungsentwicklung und -begrenzung 

I. Richtungsweisende Festlegung 

S1 Es wird eine Begrenzung des Siedlungsflächenwachstums, die 
Steuerung der Siedlungsentwicklung im Sinne der kantonalen Raum-, 
Achsen- und Zentrenstruktur sowie die optimale Nutzung der Bauzonen 
angestrebt. 

II. Erläuterungen 

Nach dem Inkrafttreten des Richtplans 98 waren im Jahr 1999 von den Bauzo-
nen gesamthaft 24 Prozent unüberbaut (Wohnen: 22 %, Arbeiten: 31 %).   

Im Controllingbericht 2006 zum kantonalen Richtplan 98 wird bezüglich Ein-
wohner- und Siedlungsentwicklung unter anderem festgehalten (S. 14 f.), dass 
in den Jahren 1999 bis 2004 ein signifikant stärkerer und im Verhältnis zum 
Bevölkerungswachstum (ca. 0,5 % jährliche Zunahme) überproportionaler Flä-
chenverbrauch stattgefunden hat (jährlich rund 43 ha neue Bauzonen). Die 
Ziele der haushälterischen Bodennutzung und einer Siedlungsentwicklung nach 
innen wurden somit in diesem Beobachtungszeitraum des Richtplans 1998 
nicht erreicht. Vielmehr fand nach wie vor eine Ausdünnung der Bauzonen (zu-
nehmender Wohnflächenbedarf pro Kopf) statt.  

Der Richtplan 2009 wurde vom Bundesrat 2011 genehmigt, er enthält unter 
anderem die Koordinationsaufgabe S1-5 mit kumulativen Anforderungen an 
Neueinzonungen. Der Regierungsrat hat zudem im August 2012 im Rahmen 
der besseren Schonung der Fruchtfolgeflächen eine präzisierte Raumentwick-
lungsstrategie beschlossen, welche vom Kantonsrat im September 2012 ge-
stützt wurde.  

Von 2007 bis 2014 wurden jährlich durchschnittlich 50 ha Wohn-, Misch- und 
Arbeitszonen neu eingezont; dies bei einem Bevölkerungswachstum von rund 
1 Prozent jährlich. Per Ende 2014 sind von den insgesamt 7‘788 ha Wohn-, 
Misch- und Arbeitszonen noch 1‘155 ha oder 14,8 Prozent unüberbaut (Wohn- 
und Mischzonen 12,2 %, Arbeitszonen 23,1 %). Damit haben diese Werte seit 
1999 zwar deutlich abgenommen. Dennoch verbleiben, insbesondere mit Blick 
auf die erheblichen Nachverdichtungs- und Erneuerungspotenziale in den über-
bauten Bauzonen, weiterhin grosse Nutzungsreserven innerhalb der rechtskräf-
tig ausgeschiedenen Bauzonen (Bauzonenstatistik auf www.rawi.lu.ch). Die 
vorhandenen Bauzonenreserven reichen somit im Grossteil der Gemeinden für 
die kommenden 15 Jahre aus, teilweise sogar darüber hinaus. In wenigen Ge-
meinden werden die vorhandenen Bauzonenkapazitäten voraussichtlich in we-
niger als 15 Jahren ausgeschöpft sein. Die nachfolgenden Grafiken zeigen die 
absoluten und die relativen Grössen der unüberbauten Bauzonen beziehungs-
weise Bauzonenreserven. 

 

Ausgangslage 
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Abbildung 10: 
Bauzonenreserven 
Wohn- und Mischzonen 
per Ende 2014 

Abbildung 11: 
Bauzonenreserven 
Arbeitszonen per Ende 
2014 
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S3 Ortsbilder und Kulturdenkmäler  

I.  Richtungsweisende Festlegung 

S3 Der Schutz und die Erhaltung bedeutender Ortsbilder, geschicht-
licher Stätten und Kulturdenkmäler werden unter Berücksichtigung zo-
nenkonformer Nutzungsvorhaben mit geeigneten organisatorischen und 
raumplanerischen Massnahmen sichergestellt. 

II.  Erläuterungen 

Bei den Ortsbildern und Kulturdenkmälern handelt es sich um kunsthistorisch 
und kulturhistorisch wertvolle Siedlungen, Gebäudegruppen, Einzelgebäude 
und historische Verkehrswege sowie ober- und unterirdische Bauten und Anla-
gen (archäologische Denkmäler). In ländlichen Gebieten bilden sie zumeist 
einen bedeutenden baulichen Teil der traditionellen Kulturlandschaften. 

Im Auftrag des Bundes wurde in enger Zusammenarbeit mit den Instanzen des 
Kantons Luzern ein umfassendes Inventar der schützenswerten Ortsbilder der 
Schweiz (ISOS) erstellt und vom Bundesrat im Jahre 1984 verabschiedet. 
2004/05 wurden die Aufnahmen der Ortsbilder von nationaler Bedeutung über-
arbeitet. Auf den 1. Januar 2006 hin setzte der Bundesrat die Änderungen in 
Kraft. Im ISOS sind die Ortsbilder gesamtheitlich definiert, umschrieben und es 
sind die Schutzziele festgelegt. Der Stellenwert des Ortsbildes ergibt sich aus 
der Summe sämtlicher Ortsbildteile. Es umfasst sowohl die schützenswerte 
Bebauung (innerer Ortsbildbereich) wie auch deren Umgebung (äusserer Orts-
bildbereich). Unterschieden werden Ortsbilder von nationaler, regionaler und 
lokaler Bedeutung. Das ISOS ist im Rahmen einer umfassenden Abwägung mit 
allen anderen raum- und nutzungsrelevanten Zielen und Ansprüchen bei der 
Ausscheidung und Ausgestaltung von Nutzungszonen mitzuberücksichtigen. 

Die vom Kanton geschützten Kulturdenkmäler sind im kantonalen Denkmalver-
zeichnis eingetragen. Das Bauinventar ist behördenverbindlich und hat Richt-
plan-Charakter. Die schützenswerten und die erhaltenswerten Kulturdenkmäler 
sind im Bauinventar eingetragen. 

Das kantonale Denkmalverzeichnis ist unvollständig und enthält bisher auch nur 
wenige archäologische Kulturdenkmäler. Ein systematisches Gesamtinventar 
fehlt. Um für die Eigentümerinnen und -eigentümer, aber auch für die Baubewil-
ligungsbehörden mehr Rechts- und Planungssicherheit zu schaffen, wird des-
halb in Ergänzung zum kantonalen Denkmalverzeichnis ein Bauinventar erar-
beitet. Das Inventar erfasst die dokumentierten und erhaltenswerten Objekte 
und bezeichnet im Besonderen die schützenswerten Objekte, die von erhebli-
chem wissenschaftlichem, künstlerischem, historischem oder heimatkundlichem 
Wert sind. Das Bauinventar liefert den Eigentümerinnen und Eigentümern sowie 
den Baubewilligungsbehörden jene Informationen, die sie für eine verbindliche 
Planung benötigen. Zudem stellt das Bauinventar sicher, dass die Fachbehör-
den bei schützenswerten Objekten, die von einer Planung oder Baubewilligung 
betroffen sind, rechtzeitig in das Verfahren einbezogen werden. Aufgabe und 
Funktion des Bauinventars richten sich nach § 1 Absatz 4 des Gesetzes über 
den Schutz der Kulturdenkmäler (DSchG). Das Bauinventar ist inzwischen für 
zahlreiche Gemeinden in Kraft. Es wird in der Regel alle zehn Jahre gesamthaft 
überprüft und angepasst.  

Inventar der 
schützenswerten 
Ortsbilder (ISOS) 

Kantonales 
Denkmalverzeichnis, 
Bauinventar 
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S4 Weiler und Kleinsiedlungen 

I. Richtungsweisende Festlegung 

S4 Die ländlichen Kleinsiedlungen sollen erhalten und massvoll 
weiterentwickelt werden können. 

II. Erläuterungen 

Der Kanton Luzern weist zahlreiche Kulturlandschaften auf, die durch die tradi-
tionellen landwirtschaftlichen Nutzungsformen der Streubauweise geprägt sind. 
Für die Erhaltung dieser ländlichen Strukturen kommt den Weilern, das heisst 
den ländlichen Kleinsiedlungen landwirtschaftlichen Ursprungs, eine wichtige 
Bedeutung zu.  

Im Kanton Luzern sind die regionalen Entwicklungsträger zuständig, aufgrund 
von umfassenden Bestandesaufnahmen und nach massgebenden Kriterien die 
erhaltenswerten Kleinsiedlungen einheitlich zu bezeichnen. Aufgrund dieser 
Festlegungen sind die Gemeinden befugt, bei Bedarf Weilerzonen in der kom-
munalen Nutzungsplanung auszuscheiden. 

Bei der Ausscheidung von Weilerzonen sind die übergeordneten Vorgaben zu 
beachten. Weilerzonen sind nach Bundesrecht (Art. 33 RPV) Zonen, die zur 
Erhaltung bestehender Kleinsiedlungen ausserhalb der Bauzonen bezeichnet 
werden können. Baubewilligungen in den Weilerzonen erfordern daher eine 
Zustimmung des Kantons. Weilerzonen dienen vorab der baulichen Bestands-
wahrung. Eine Neubaustrategie widerspricht generell den Vorgaben für das 
Bauen ausserhalb der Bauzonen und den Zielen des Erhalts der ländlichen 
Strukturen. Mit diesen Zielen vereinbar sind bauliche Massnahmen, die zum 
Erhalt und der Pflege der bestehenden Bausubstanz und zum Erhalt der traditi-
onellen Kulturlandschaft beitragen. Dabei sind bauliche Ergänzungen in unter-
geordnetem Ausmass (An- und Umbauten, Neben- und Kleinbauten, Nutzungs-
änderungen sowie allenfalls einzelne Ersatzneubauten) zulässig, sofern die 
bestehende Infrastruktur für die Erschliessung ausreichend ist. Die Abgrenzung 
der Weilerzonen ist eng am baulichen Bestand entlang vorzunehmen. Dabei ist 
auch die Erhaltung des Charakters der historischen Ortsbilder zu berücksichti-
gen. 

In den rechtskräftigen kommunalen Zonenplänen sind Weilerzonen im Umfang 
von insgesamt rund 150 ha ausgeschieden. Einige davon erfüllen die in S4-1 
festgehaltenen Definitionsmerkmale und die Kriterien gemäss S4-2 nicht. Die 
heutigen Weilerzonen sind daher grundsätzlich zu überprüfen und an die bun-
desrechtlichen Vorgaben anzupassen. 

Die Kantone sind angehalten, zusammen mit den Beteiligten eine angemessen 
räumlich verteilte, ausreichende Anzahl von zweckmässig ausgestatteten 
Stand- und Durchgangsplätzen für Fahrende festzulegen. Im Kanton Luzern 
betrifft es den kommunalen Aufgabenbereich, sind doch die Gemeinden für die 
Regelung der Nutzung ihrer Gebiete verantwortlich. Stand- und Durchgangs-
plätze für Fahrende fehlen insbesondere in der Agglomeration Luzern und im 
Raum Sursee. Gemeinden und regionale Entwicklungsträger streben die Aus-
scheidung und Schaffung solcher Plätze nach den einschlägigen Richtlinien an. 
Immerhin besteht nach kantonalem Recht (§ 177 PBG) schon die Möglichkeit 
für temporäre Lösungen, die es den Gemeinden erlaubt, das Abstellen von 

Erhaltung der ländlichen 
Strukturen 

Vorgaben für die 
regionalen 
Entwicklungsträger und 
die Gemeinden 

Überprüfung 
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Abbildung 12: 
Mögliche Standorte  
für strategische 
Arbeitsgebiete 
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S8 Verkehrsintensive Einrichtungen 

I. Richtungsweisende Festlegung 

S8 Für verkehrsintensive Einrichtungen (VE) soll eine stufengerech-
te Koordination aller rechtlichen Anforderungen gesichert werden. Die 
nachgelagerten Planungsverfahren (insbesondere Nutzungsplanung und 
Baubewilligungsverfahren) sollen von Grundsatzfragen zu VE-Standorten 
entlastet werden.  

II. Erläuterungen 

Verkehrsintensive Einrichtungen (VE) wie Einkaufs- und Fachmarktzentren 
sowie Freizeiteinrichtungen haben einerseits erhebliche Auswirkungen auf 
Raum und Umwelt (vgl. dazu auch Art. 8 Abs. 2 RPG) und berühren anderer-
seits je nach der Grösse ihres Einzugsgebietes die Siedlungs- und Versor-
gungsstrukturen mehrerer Gemeinden. Ihre räumlichen Auswirkungen in den 
Bereichen Verkehrsaufkommen, Grundversorgung und Eingliederung in das 
Orts- und Landschaftsbild begründen in der Regel einen erheblichen Abstim-
mungsbedarf. 

Mit den Instrumenten der Raumplanung sollen die unerwünschten Auswirkun-
gen auf Raum und Umwelt insgesamt möglichst gering gehalten werden, dies 
unter Berücksichtigung des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verände-
rungsprozesses (beispielsweise Strukturwandel im Detailhandel). 

Verkehrsintensive Einrichtungen werden unterschieden in publikumsintensive 
und güterverkehrsintensive Einrichtungen. VE haben sich grossräumig an der 
Raum- und Zentrenstruktur des kantonalen Richtplans sowie an den Entwick-
lungsschwerpunkten von kantonaler Bedeutung zu orientieren. Die regionalen 
Entwicklungsträger sorgen für die Abstimmung der übergeordneten Auswirkun-
gen von VE. Sie können geeignete Standorte für VE festlegen. Die Gemeinden 
regeln in den Nutzungsplanungen die zulässigen Nutzungsarten für VE mit den 
erforderlichen Massnahmen zur Einhaltung der übergeordneten Vorschriften, 
insbesondere auch die mehrgeschossige Nutzung, Tiefgaragen und Ähnliches.  

Als wichtige Grösse zur Beurteilung der Notwendigkeit zur Durchführung von 
Sondernutzungsplanungen zur Prüfung und gegebenenfalls Ermöglichung von 
standortspezifischen Lösungen hat sich im Raum Luzern Agglomeration ein 
Wert von mehr als 15 Fahrten DTV (durchschnittlicher täglicher Verkehr) pro 
100 m2 anrechenbarer Geschossfläche (gemäss § 9 PBV) etabliert. 

Abstimmungsbedarf 

Zuordnung von 
verkehrsintensiven 
Einrichtungen 
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S9 Technische Gefahren 

I. Richtungsweisende Festlegung 

S9 Die Bevölkerung ist vor Störfallrisiken zu schützen. Zudem sind 
grosse Schäden, die durch Störfälle entstehen können, durch kosteneffi-
ziente Massnahmen zu vermeiden oder auszuschliessen. Die Störfallrisi-
ken und die Siedlungsentwicklung werden so aufeinander abgestimmt, 
dass die Risiken möglichst gering bleiben oder werden; dies wird in der 
Richt- und Nutzungsplanung im Rahmen der Interessenabwägung be-
rücksichtigt. 

II. Erläuterungen 

Auf Bahnstrecken, Strassen und in Rohrleitungen werden Gefahrgüter transpor-
tiert. In Industrieanlagen werden Gefahrgüter gelagert und für die Produktion 
und den Betrieb verwendet. Bei Unfällen mit Freisetzungen solcher Gefahrgüter 
können Menschen und Umwelt gefährdet werden. Um schwere Unfälle mög-
lichst zu verhindern, wurde gestützt auf das Umweltschutzgesetz die Störfall-
verordnung (StFV) erlassen. Diese verlangt vom Inhaber der entsprechenden 
Anlage, dass die Bevölkerung und die Umwelt vor schweren Schädigungen 
durch Störfälle geschützt werden. In Artikel 11a StFV ist zudem die Koordinati-
on der Störfallvorsorge mit der Richt- und Nutzungsplanung festgelegt.  

Die im RPG verankerten Planungsziele und Grundsätze verlangen, dass die 
technischen Gefahren in der Planung berücksichtigt werden müssen. Zudem ist 
auch Artikel 8 Absatz 2 RPG (in Kraft seit 1. Mai 2014) zu beachten, welcher 
Vorhaben mit erheblichen Auswirkungen auf Raum und Umwelt beinhaltet. Eine 
Entflechtung von sensiblen Nutzungen und Nutzungen mit hohem Risikopoten-
zial ist anzustreben. Eine frühzeitige Abstimmung von sensiblen Nutzungen mit 
hohen Personendichten und Anlagen mit hohem Gefahrenpotential kann zur 
Standorterhaltung und -sicherung von bestehenden Anlagen und Betrieben und 
unter anderem auch zur Vermeidung späterer Konflikte beitragen. 

Die bestehenden gesetzlichen Grundlagen (USG, StFV) nehmen die Inhaber 
von technischen Anlagen in die Pflicht, das Risiko in einem tragbaren Bereich 
zu halten. Das Risiko hängt jedoch nicht einzig von den technischen Anlagen 
ab, sondern wird stark von der Sensibilität der Umgebung (Personendichte, 
besonders schützenswerte Personengruppen etc.) beeinflusst. Ändert sich die 
Umgebung einer Anlage durch eine neue personenintensivere Nutzung und 
steigt somit das Risikopotenzial, so steht der Inhaber der Anlage wiederum in 
der Pflicht, die Bevölkerung vor möglichen Schädigungen genügend zu schüt-
zen. Dies kann unter Umständen dazu führen, dass kostenintensive Sicher-
heitsmassnahmen an der bestehenden Anlage umgesetzt oder im Extremfall 
sogar die Anlage oder der Betrieb geschlossen werden müssen. Die Inhaber 
solcher Anlagen haben dadurch nur eine beschränkte Planungssicherheit. 

In dicht besiedelten Räumen nehmen solche Nutzungskonflikte zu. Die kanto-
nale Raumplanung hat die Aufgabe, die Siedlungsentwicklung und die Störfall-
vorsorge so aufeinander abzustimmen, dass möglichst keine neuen Risiken 
entstehen oder keine Risikoerhöhung erfolgt. Dies soll durch eine Entflechtung 
von Nutzungen mit erhöhtem Schutzbedürfnis (hohes Personenaufkommen) 
und Nutzungen mit erhöhtem Gefahrenpotenzial, z.B. Anlagen mit technischen 
Gefahren, erreicht werden. 

Ausgangslage 
Umweltschutzgesetz 

Ausgangslage 
Raumplanungsgesetz 

Probleme und Konflikte 

Abstimmungsbedarf 
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II. Erläuterungen 

Die Verkehrsinfrastruktur ist radial auf die Agglomeration mit dem Hauptzent-
rum Luzern ausgerichtet. Ein wesentlicher Teil der Mobilitätsnachfrage entfällt 
auf dieses Gebiet. Die Verkehrsdichte nimmt mit zunehmender Zentrumsnähe 
stark zu und führt vor allem in den Hauptverkehrszeiten zu Stausituationen mit 
unerwünschten Zeitverlusten.  

Die Bahnlinien sowie National- und Kantonsstrassen in der Hauptentwicklungs-
achse sind von grosser kantonaler Bedeutung. Sie erschliessen die wichtigsten 
Wohn- und Arbeitsgebiete und dienen der nationalen und internationalen Ver-
netzung des Kantons. Auf dieser Achse überlagern sich der regionale und nati-
onale Verkehr. Die Bahnlinien und Kantonsstrassen in den Nebenachsen die-
nen insbesondere der Anbindung des Raums Luzern Landschaft an den Raum 
Luzern Agglomeration und an die Hauptentwicklungsachse. 

 

 

Ausgangslage 

Abbildung 13: 
Verkehrsinfrastrukturen 
in der Hauptentwick-
lungsachse und in den 
Nebenachsen 
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schliesslich Anpassung des Anschlusses Emmen Nord gegen Ende 2011 ab-
geschlossen. 

 

Die gegenseitige Beeinträchtigung des nationalen Verkehrs und des Agglome-
rationsverkehrs auf der A2/A14 im Raum Luzern wird in den nächsten Jahren 
weiter zunehmen. Eine bedeutende Entlastung wird der Bypass Luzern (Aus-
bau Kriens, Anschluss Nidfeld – Emmen, Anschluss Ibach) bringen. Im Rahmen 
einer Zweckmässigkeitsbeurteilung (ZMB) und der nachfolgenden Zusatzabklä-
rungen wurde diese Massnahme als beste Lösung ermittelt. Der Bund hat im 
Sachplan Verkehr bekräftigt, dass die Funktionalität der Nationalstrassen rund 
um Luzern verbessert werden muss. In der Vorlage des Bundes (Entwurf, 
Stand Ende 2008) zur Beseitigung der Engpässe auf dem Nationalstrassennetz 
sind der Bypass und der Ausbau Luzern Nord im Modul 3 enthalten. Projekte im 
Modul 3 sollen weiter konkretisiert und im Hinblick auf die nächste Vorlage nach 
vier Jahren neu beurteilt werden.  

Die Leistungssteigerung der Nationalstrasse in der Agglomeration Luzern si-
chert die langfristige Funktionstüchtigkeit des zentralen Autobahnabschnittes 

Abbildung 14: 
Nationalstrassennetz 

Strategie 
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M5 Öffentlicher Verkehr 

I. Richtungsweisende Festlegung 

M5 Im Raum Luzern Agglomeration wird der öffentliche Verkehr zur 
Erhöhung der Gesamtverkehrsleistung und zur Entlastung der Umwelt 
priorisiert (öV-Bevorzugung). Nebst benutzerfreundlichem und zuverläs-
sigem Angebot sind die Zugänge zu den Haltestellen massgebend für die 
Attraktivität des öffentlichen Verkehrs. Das bestehende Busnetz wird 
durch neue, kernnahe Tangentiallinien ergänzt und damit attraktiver und 
leistungsfähiger. 

In der Hauptentwicklungsachse dient der öffentliche Verkehr vor allem der 
Vernetzung der Zentren und Gemeinden. Im Fokus steht insbesondere die 
Verbesserung der Erreichbarkeit der Agglomeration Luzern, aber auch die 
Anbindung an ausserkantonale Zentren. Durch Kapazitätserweiterungen 
und Aufwertung von Umsteigepunkten und -beziehungen wird die Attrak-
tivität des öffentlichen Verkehrs gesteigert. 

Entlang der Nebenachsen und im Raum Luzern Landschaft stellt der öf-
fentliche Verkehr vor allem die Grundversorgung und die Anbindung an 
die Zentrumsgemeinden in der Landschaft sicher und gewährleistet eine 
gute Anbindung an die Zentren entlang der Hauptentwicklungsachse. 

II. Erläuterungen 

Die Erschliessung des Kantons Luzern mit öffentlichen Verkehrsmitteln ist im 
ganzen Kantonsgebiet gut. Das Angebot ist radial Richtung Luzern ausgerich-
tet. Die Pendlerstatistiken zeigen, dass mit dieser Netzstruktur die massgeben-
den Verkehrsströme abgedeckt werden. Langfristig wird jedoch auch die Be-
deutung von Verbindungen zwischen den Regionalzentren und den Zentren der 
Nachbarkantone sowie von Tangentialverbindungen im Raum Agglomeration 
Luzern zunehmen. 

Der Bahn kommt im öffentlichen Regionalverkehr eine grosse und steigende 
Bedeutung zu. Entlang der Täler mit Bahnachsen sind grosse Teile der Bevöl-
kerung direkt oder indirekt (insbesondere über Buszubringer) durch die Bahn 
erschlossen und auch mit ausserkantonalen Zentren und Entwicklungsschwer-
punkten vernetzt. Die S-Bahn übernimmt dabei die Funktion des Grobverteilers, 
während der Trolleybus und der Standard-Autobus als Mittel- und Feinverteiler 
dienen. In Ausnahmefällen kann der Autobus die Funktion des Grobverteilers 
übernehmen. 

Mit dem Schiffsverkehr auf dem Vierwaldstättersee verfügen die Gemeinden 
Vitznau und Weggis über eine attraktive Pendlerverbindung nach Luzern. Dem 
Schiffsverkehr kommt auch bei der Erschliessung touristischer Angebote und 
beim Freizeitverkehr eine wichtige Rolle zu. 

Das bestehende Bahnnetz hat im Zufahrtsbereich nach Luzern die Kapazitäts-
grenze erreicht. Im Besonderen verhindern die Bahnhofzufahrt Luzern und der 
einspurige Abschnitt am Rotsee einen Leistungsausbau auf der Schiene. 

Aufgrund der weiter fortschreitenden Verkehrszunahme auf den Hauptachsen 
stösst das heutige Bus-System mit Trolley- und Autobussen an seine Leistungs- 
und Wirtschaftlichkeitsgrenzen. Die Fahrzeuge kommen in den Hauptverkehrs-

Ausgangslage 

Problemschwer- 
punkte (vgl. Anhang I, 
Abbildung A-3) 
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zeiten nur stockend voran, die öV-Geschwindigkeit wird durch überlastete Kno-
ten gesenkt. Damit ist die Attraktivität des Angebots eingeschränkt und hemmt 
eine positive Nachfrageentwicklung. Infolge instabilen Fahrplans in den Haupt-
verkehrszeiten müssen heute von den Bustransportunternehmungen auf ver-
schiedenen Linien zusätzliche Busse eingesetzt werden, was ineffizient ist. 
Diese zusätzlichen Busse müssen durch die öffentliche Hand mitfinanziert wer-
den, was erhebliche Steuermittel bindet. Kritisch ist insbesondere die stark aus-
gelastete Achse Obernau – Kriens – Luzern. Hier wickelt sich der gesamte öf-
fentliche und private Verkehr auf der Kantonsstrasse ab.  

Für die Linien des öffentlichen Verkehrs werden gemäss der Verordnung über 
den öffentlichen Verkehr (öVV) Angebotsstufen festgelegt. Dabei wird für jede 
Stufe das Mindestangebot bestimmt. Die Zuordnung der einzelnen Linien zu 
den Angebotsstufen und die Festlegung des konkreten Angebots erfolgt ge-
stützt auf den Bericht über die mittel- und langfristige Entwicklung des Angebots 
für den öffentlichen Personenverkehr (öV-Bericht), der dem Kantonsrat künftig 
alle 4 Jahre vorgelegt wird. 

 

 

öV-Angebotsstufen 

Abbildung 16:  
Bahn- und Regional- 
busnetz, Schifffahrt 
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Der öffentliche Verkehr leistet einen wichtigen Beitrag zur Nachhaltigkeit. Um 
die Attraktivität des öV-Systems zu stärken und weitere MIV-Benützer zu einem 
Umsteigen auf den öffentlichen Verkehr zu bewegen, müssen die Beförde-
rungsgeschwindigkeit verbessert und die Kapazität des öffentlichen Verkehrs 
weiter ausgebaut werden.  

Im überregionalen Verkehr geniesst die Anbindung an den Metropolitanraum 
Zürich erste Priorität. Eine gute Verbindung zwischen Luzern und Zug/Zürich/ 
Flughafen sowie auch nach Olten/Aargau/Basel liegt im wirtschaftlichen und 
touristischen Interesse des Kantons Luzern. 

Seit der Einführung von Bahn 2000 ab Dezember 2004 bis Ende 2008 ver-
zeichneten die SBB einen Kundenzuwachs von 30 Prozent. Bis 2030 gehen die 
Experten von einem weiteren Anstieg in der Grössenordnung von 50 Prozent 
aus. Voraussetzung für Verbesserungen im Bahnbetrieb mit Angebotsausbau-
ten beim Fernverkehr und der S-Bahn ist die Erhöhung der Leistungsfähigkeit 
der Zufahrt zum Bahnhof Luzern. Es handelt sich dabei um eine übergeordnete 
Aufgabe, welche vom Bund, den SBB und dem Kanton Luzern gemeinsam 
angegangen werden muss. Die SBB haben 2008 im Zusammenhang mit ihrem 
Rahmenplan verschiedene Ausbauvarianten gestützt auf die neusten Nachfra-
geprognosen geprüft. 

Im Zentrumsbahnhof Luzern sind zudem gute Anschlüsse zwischen den ver-
schiedenen Bahn-, Bus- und Schiffslinien zu vermitteln. Dies gilt analog auch 
für den Bahnhof Sursee. Im Agglomerationskern sollen am Bahnhof endende 
Buslinien vermehrt zu Durchmesserlinien verknüpft werden. Bei gleichem An-
gebot können so mehr Fahrgäste ihr Ziel umsteigefrei erreichen. Zudem wird 
durch die Einführung von zentrumsnahen Tangentiallinien die konfliktreiche 
Fahrt vom und zum Bahnhofplatz Luzern zusätzlich entschärft. 

Wichtige Elemente im Angebot sind auch zentrale öV-Umsteigepunkte sowie 
Verknüpfungspunkte zwischen Individualverkehr und öffentlichem Verkehr im 
gesamten Kantonsgebiet (und auch ausserhalb, wie z.B. in Küssnacht für die 
Luzerner Seegemeinden). Die Umsteigepunkte sind vor allem im Raum Luzern 
Agglomeration sowie in den Regional- und Subzentren von Bedeutung. Zentrale 
Verknüpfungspunkte zwischen Individualverkehr und öffentlichem Verkehr 
(Park-and-ride und Bike-and-ride) werden in erster Linie am Rand der Agglome-
ration, in den Zentren ausserhalb der Agglomeration und in der Nähe von Auto-
bahnanschlüssen benötigt. Das Park-and-ride-Konzept Kanton Luzern von 
2003 zeigt die Massnahmen auf. 

Um das bestehende öV-Angebot besser auslasten zu können, wird im Einzugs-
bereich der öV-Haltepunkte eine Siedlungsverdichtung nach Innen angestrebt. 
So kann ohne kostenintensive Infrastrukturausbauten die Zahl der öV-Nutzer 
erhöht und eine Verschiebung des Modalsplit zugunsten des öffentlichen Ver-
kehrs erreicht werden. Wichtige Voraussetzungen hierfür sind auch ein attrakti-
ves Tarifangebot und verbesserte Fahrgastinformationen.  

Im Januar 2009 haben sich die Kantone Luzern, Obwalden und Nidwalden zu-
sammen mit den SBB darauf geeinigt, dass eine Lösung mit einem Tiefbahnhof 
beziehungsweise Durchgangsbahnhof die zweckmässige Massnahme zur Be-
hebung des Kapazitätsproblems der Zufahrt zum Bahnhof Luzern darstellt. Die-
se sieht ab Ebikon einen doppelspurigen Tunnel vor, welcher das Seebecken in 
Luzern unterquert und direkt in einen neuen Tiefbahnhof beziehungsweise 
Durchgangsbahnhof unter dem bestehenden Bahnhof Luzern führt.  

Strategie 
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Bis zum Parlamentsentscheid 2018·hat das BAV nun mit laufendem Einbezug 
der Planungsregionen eine integrierte, transparente Planung des gesamten 
Personenverkehrs (Regional- und Fernverkehr) sowie des Güterverkehrs 
durchzuführen. 

Für die Agglomeration Luzern bietet sich für die Zukunft der Ausbau des beste-
henden Trolleybusnetzes mit den neuen Doppelgelenk-Trolleybussen an (z.B. 
Verlängerung der Trolleybuslinie 1 ins Rontal). Unter dem Stichwort RBus (Ra-
pid-Bus) wird ein hochwertiges Bussystem für die Agglomeration Luzern 
schrittweise ausgebaut. Damit das System seine Vorteile voll ausspielen kann 
(grosse Beförderungsleistung, schnelle Beschleunigung, geringe Emissionen), 
wird ein störungsfreier Betriebsablauf angestrebt. 

Eine grosse Herausforderung besteht darin, den wachsenden Tangentialver-
kehr in der Agglomeration mit dem öffentlichen Verkehr zu bewältigen, da es 
sich um eine disperse, relativ ungebündelte Nachfrage handelt. Durch die Ver-
knüpfung der S-Bahn-Haltestellen mit kernnahen, tangentialen Buslinien wird 
das bestehende Radialnetz ergänzt und die Erschliessungssituation verbessert. 

Neben dem Zentrumsbahnhof Luzern ist der Bahnhof Sursee der wichtigste 
Umsteigeknoten zwischen Bahn, Bus und Park-and-ride/Bike-and-ride im Kan-
ton Luzern. In den letzten Jahren wurde in Sursee das Angebot im öffentlichen 
Regionalverkehr stark ausgebaut. Ab Sursee bestehen auch attraktive Fernver-
kehrsverbindungen Richtung Luzern, Basel und Bern. Die Bemühungen zur 
Stärkung dieses Umsteigeknotens sind fortzusetzen. Dazu gehören die Bahn-
hofplatzgestaltung mit Bushaltestellen, Park-and-ride sowie weitere Aufwer-
tungsmassnahmen, die im Rahmen der ESP-Planung vertieft geprüft werden. 

Der Knoten Sursee kann weiter gestärkt werden mit der Prüfung eines neuen 
Angebots einer Direktverbindung Sursee-Willisau (ohne Halt) mit dem Bus (kurz 
bis mittelfristig), weil die Verkehrsnachfrage aus dem Raum Willisau Richtung 
Wiggertal weiter ansteigt. 

Die Reaktivierung des bestehenden Bahntrassees von Sursee nach Triengen 
(Surentalbahn) als Personenverkehrsbahn und dessen allfällige längerfristige 
Verlängerung weiter nach Norden wird zurzeit durch die Sursee-Triengen-Bahn 
vertieft untersucht. 

Die langfristige Option einer neuen Bahnverbindung zwischen Willisau und Ne-
bikon (Wiggertalbahn) wird grösstenteils parallel zum Strassenkorridor Albers-
wil-Schötz (vgl. M3-2 sowie Richtplan-Karte) grob räumlich gesichert. Diese 
Option kann durch die regionalen Entwicklungsträger vertieft geprüft werden 
(Machbarkeit, Kosten/Nutzen, detaillierte Raumfreihaltung). Zu beachten ist 
auch die mögliche Optimierung des SBB-Trasses südlich von Nebikon.  

Der Raum Luzern Landschaft insgesamt wird durch ein angemessenes Ange-
bot im öffentlichen Verkehr an die Hauptentwicklungsachse und die Zentren 
angeschlossen. Angestrebt wird eine sukzessive, nachfrageorientierte Optimie-
rung. 

Der Kanton Luzern fördert gemeinsam mit den Kantonen Obwalden und 
Nidwalden den Ausbau der S-Bahn Luzern gemäss Planungsbericht des Regie-
rungsrates vom 9. Dezember 2003. 

Damit der öffentliche Verkehr in Zukunft noch attraktiver ist, wird ab 2010 der 
integrale Tarifverbund Passepartout in den Kantonen Luzern, Obwalden und 
Nidwalden umgesetzt. Das bringt einen erheblichen Mehrnutzen für die Fahr-

Massnahmen im Raum 
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M6 Fuss- und Radverkehr  

I. Richtungsweisende Festlegung 

M6 Der Fuss- und der Radverkehr haben eine grosse Bedeutung. 
Das Wegnetz wird sicher, umwegfrei, durchgehend und räumlich attraktiv 
gestaltet. 

II. Erläuterungen 

Die Förderung des Langsamverkehrs (Fuss- und Radverkehr) deckt sich mit 
den Zielen einer nachhaltigen Mobilität. Dem Fuss- und dem Radverkehr 
kommt bei der Bewältigung von kurzen Distanzen im Alltagsverkehr eine wichti-
ge Bedeutung zu. Mit attraktiven Wegnetzen werden die Leute motiviert, ver-
mehrt auf den Langsamverkehr umzusteigen. Hiermit kann der Anteil des moto-
risierten Individualverkehrs an den kurzen Wegstrecken gesenkt werden. 

Aufgrund seiner wichtigen Rolle bei der Bewältigung von kurzen Distanzen stellt 
die Förderung des Langsamverkehrs insbesondere in den Agglomerationsge-
meinden eine wichtige Aufgabe dar. Bei Neu-, Ausbauten und Sanierungsvor-
haben bilden die Anliegen des Langsamverkehrs und seine Attraktivitätssteige-
rung bedeutende Anforderungen an die Projekte. 

Der Langsamverkehr ist auf sichere Verbindungen angewiesen. Unfallschwer-
punkte sind durch eine regelmässige Prüfung des Langsamverkehrsnetzes und 
entsprechende Massnahmen zu beseitigen. Mit der Verbesserung der kritischen 
Abschnitte im Fuss- und Velonetz wird die Attraktivität und Sicherheit für den 
Langsamverkehr erhöht. Anzustreben ist ein zusammenhängendes, auf die 
Bedürfnisse des täglichen Verkehrs (Berufspendlerinnen und -pendler, Schüle-
rinnen und Schüler, Einkauf usw.) und der Erholung abgestimmtes Gesamtnetz. 
Besondere Beachtung ist dem Fuss- und Radverkehr als Zubringer zum öffent-
lichen Verkehr zu schenken. An den öV-Haltestellen als Nahtstellen zwischen 
dem Langsamverkehr und dem öffentlichen Verkehr ist ein attraktiver Zugang 
mit ausreichendem Aufenthalts- und Abstellraum zu schaffen. 

Konflikte, welche durch die gemeinsame Benutzung von Wegen durch den 
Fuss-, Wander- und Radverkehr einerseits und dem motorisierten Individual-
verkehr andererseits entstehen, sollen nach Möglichkeit durch eine weitgehen-
de Entflechtung der Verkehrsströme beseitigt werden. Für Bau, Unterhalt, Mar-
kierung sowie rechtliche Sicherung der Fuss- und Wanderwege sind die Ge-
meinden zuständig. Sie legen ihr Fusswegnetz im Erschliessungsrichtplan fest. 
Die Wanderwegnetze wurden regional abgestimmt und festgesetzt. Die Umset-
zung erfolgt auf Gemeindeebene. 

Für den Radverkehr sind ebenfalls Routen mit geringer MIV-Belastung, etwa 
durch den Einbezug von bestehenden Nebenwegen, anzustreben. Seit 1994 
besteht ein kantonales Radroutenkonzept, welches bis 2007 zu rund 60 Prozent 
der Weglänge fertig gestellt wurde und das 2009 überprüft und neu bearbeitet 
wurde (vgl. Anhang I, Abbildung A-4). Ziel dieses Konzeptes sind Radverkehrs-
netze mit möglichst hoher Verkehrssicherheit und wenigen Umwegfahrten. Für 
den Freizeitverkehr wurden zudem sieben regionale Radrouten realisiert und 
einheitlich signalisiert. Von den nationalen Radrouten führen deren drei durch 
den Kanton Luzern.  
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M8 Zivilluftfahrt  

I. Richtungsweisende Festlegung 

M8 Der Kanton unterstützt im Rahmen seiner Möglichkeiten einen 
auf die Interessen der Wohnbevölkerung abgestimmten, namentlich si-
cheren und umweltverträglichen Betrieb der Zivilluftfahrt in seinem Ho-
heitsgebiet. Die Lärmschutzvorschriften sind einzuhalten. 

II. Erläuterungen 

Der SIL besteht einerseits aus einem Konzeptteil mit den allgemeinen Zielen 
und Vorgaben sowie den Angaben über Standort und Funktion der bestehen-
den Flugfelder und andererseits aus einem Objektteil, der die detaillierten Ob-
jektblätter für jeden einzelnen Flugplatz enthält. Das Objektblatt für das Flugfeld 
Triengen liegt vor, für Luzern-Beromünster ist es kurz vor Abschluss. Für Em-
men und Pfaffnau steht die Bearbeitung noch aus (Stand: 2009). Für wesentli-
che Änderungen der bestehenden Anlagen ist eine Anpassung des SIL erfor-
derlich. Der Kanton Luzern nimmt die kantonalen Interessen bei der Erarbeitung 
der SIL-Objektblätter wahr. 

Bei nicht öffentlichen Flugplätzen entscheidet das Bundesamt für Zivilluftfahrt 
BAZL - gestützt auf die Vorgaben des SIL - abschliessend über Standort, Grös-
se und Betriebsumfang des Flugfeldes sowie über alle luftfahrtspezifischen 
Belange. Vor Erteilung einer Bewilligung sind unter anderen die interessierten 
Kantone und Gemeinden anzuhören. Eine Bewilligung nach kantonalem Recht 
ist für Bauten und Anlagen erforderlich, die keinen direkten Bezug zur Luftfahrt 
aufweisen. 

Im Kanton Luzern bestehen in Neudorf und Triengen privat betriebene Flugfel-
der sowie in Pfaffnau ein privater Heliport. Weiter wird der Militärflugplatz Em-
men zivil mitbenützt. 

Auf dem in der Gemeinde Neudorf gelegenen Flugfeld Luzern-Beromünster 
waren im Durchschnitt der letzten fünf Jahren vor 2009 rund 8'500 Flugbewe-
gungen pro Jahr zu verzeichnen. Gemäss privatrechtlicher Nutzungsbeschrän-
kung und geltendem Betriebsreglement sind maximal 20'000 Flugbewegungen 
pro Jahr zulässig. Diese Zahl umfasst sämtliche Starts und Landungen aller 
Flugzeugarten (Motor- und Segelflugzeuge sowie Helikopter). Die heutige Pis-
tenbefestigung mit Armierungsnetzen unter der Grasnarbe ist kurzfristig sanie-
rungsbedürftig. Langfristig ist der Einbau einer Hartbelagspiste beabsichtigt. 
Eine solche lässt zusätzliche Flugbewegungen zu (Wetterunabhängigkeit). Wei-
ter bestehen von Betreiberseite Projektoptionen für je einen Hangarneubau für 
Motorflugzeuge/Helikopter und für Segelflugzeuge sowie für einen Neubau des 
Flugplatzrestaurants. 

Das Flugfeld Triengen weist jährlich rund 25’000 Flugbewegungen aus. In Pla-
nung sind eine Verlängerung der Piste nach Süden und ergänzend dazu neue 
Rollwege und Flugzeugabstellflächen sowie allfällig ein zusätzlicher Hangar. 

Der Heliport Pfaffnau verzeichnete in den Jahren vor 2009 maximal 650 Flug-
bewegungen pro Jahr. 

Der Militärflugplatz Emmen wird durch die Ruag Aerospace auf der Basis einer 
Benützungsvereinbarung mit dem VBS vom Dezember 2005 zivil mitbenützt. 

Sachplan Infrastruktur 
der Luftfahrt (SIL) 

Verfahren 

Bestehende Anlagen 

Zivile Mitbenützung des 
Flugplatzes Emmen 





 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 L 
 

LA
N

D
S

C
H

A
F

T
 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 





Kantonaler Richtplan 2009, teilrevidiert 2015 
L Landschaft  

140 

 

Die Bestrebungen für den Erhalt und die Entwicklung der Luzerner Landschaft 
sind mit einer kantonalen Landschaftsstrategie überkommunal zu koordinieren. 
Funktionen, Ziele und Massnahmen sind unter Einbezug der verschiedenen 
Betroffenen (regionale Entwicklungsträger, Gemeinden, Bevölkerung, Interes-
sensvertretende, Dienststellen, Fachleute) festzulegen. Dabei stehen die Siche-
rung, die nachhaltige Nutzung und die Aufwertung der Landschaft mit ihren 
Qualitäten und Funktionen im Vordergrund.  

 

 

 

 

Abbildung 17: 
Vernetzungsachsen für 
Kleintiere 

Koordination von 
Aufwertungen 
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L2 Gewässer 

I. Richtungsweisende Festlegung 

L2 Die Gewässer im Kanton Luzern sollen als vielfältige Lebens-
räume für Pflanzen und Tiere sowie als Erholungsräume für die Menschen 
aufgewertet werden. Die grundlegenden Funktionen der Gewässer, wie 
Selbstreinigung, Grundwasseranreicherung, Erholungsraum, Bildung von 
Lebensraum sowie Vernetzung von naturnahen Flächen, sollen gewähr-
leistet sein und verbessert werden. Die Nutzungs- und Schutzansprüche 
an die Fliessgewässer und Seeufer müssen in den jeweiligen Planungen 
abgestimmt werden.  

II. Erläuterungen 

Die Mittellandseen (Sempacher-, Baldegger- und Hallwilersee) sind wichtige 
Erholungsräume und haben ein hohes Naturpotenzial. Sie sind durch kantonale 
Schutzverordnungen geschützt. Ihre Nährstoffbelastung hat im vergangenen 
Jahrzehnt stetig abgenommen. Mit Anreizen für Landwirte zu besonders seege-
rechtem Verhalten wird die Nährstoffbelastung weiter gesenkt, um die seeinter-
nen Massnahmen (Sauerstoffeintrag im Sommer, Zirkulationshilfe im Winter) 
aufheben zu können.  

Die Fliessgewässer prägen die Landschaft des Kantons, dienen der ökologi-
schen Vernetzung und reichern das Grundwasser an. Die Wasserqualität der 
Luzerner Gewässer hat sich im Laufe des vergangenen Jahrzehntes laufend 
verbessert. Gleichwohl entspricht die Qualität einiger Fliessgewässer und vor 
allem auch der Kleinseen (Soppensee, Mauensee, Rotsee) noch nicht den Ziel-
vorgaben. 

Die fünf Auen von nationaler Bedeutung im Kanton bilden die letzten naturbe-
lassenen Gewässerabschnitte mit hoher Vielfalt an Lebensräumen mit entspre-
chenden Tier- und Pflanzenarten.  

Die Gewässer sind auch einem starken Nutzungsdruck ausgesetzt. Die stetige 
Erhöhung der durchschnittlichen Wassertemperatur der Fliessgewässer schä-
digt Forellen- und Äschenbestände. Deutlich aufgezeigt hat dies der Hitzesom-
mer 2003. Mit den angelaufenen Hochwasserschutz- und Renaturierungspro-
jekten an verschiedenen Gewässern (Kleine Emme, Reuss, Ron) soll ihnen 
wieder mehr Raum zur Verfügung gestellt werden, um den Hochwasserschutz, 
ihre Bedeutung als Naherholungsraum und die ökologische Funktionsfähigkeit 
abzustimmen und zu gewährleisten. 

Mit dem Strategiebericht "Hochwasserschutz – integraler Gewässerschutz" (Mai 
2003) sind die Grundsätze für den Hochwasser- und Gewässerschutz hinsicht-
lich Wasserbau formuliert worden. Darin ist die Neuorientierung des Wasser-
baus des Bundes mit eingeflossen (Bundeswegleitung Hochwasserschutz). 
Demzufolge hat sich der Wasserbau gleichwertig an ökologischen Zielen, den 
Zielen für den Hochwasserschutz, der Bedeutung als Erholungsraum und der 
benachbarten Bewirtschaftung zu orientieren. Massnahmen sind nach folgender 
Rangfolge umzusetzen: 

 

 

Ausgangslage  

Wassernutzung 

Hochwasserschutz 
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L3 Naturgefahren 

I. Richtungsweisende Festlegung 

L3 Ziel der Gefahrenvorsorge ist es, durch sachgerechten Unterhalt, 
raumplanerische Massnahmen und weitere kosteneffiziente Schutzmass-
nahmen grosse Schäden, die durch Naturereignisse entstehen können, zu 
verringern oder auszuschliessen. Unter Berücksichtigung der Gefahren-
kartierung und der jeweiligen Gefahrensituation sind angepasste Nutzun-
gen festzulegen. Die Risiken bestehender Nutzungen in Gefahrenberei-
chen sollen durch geeignete Planungs- und Schutzmassnahmen reduziert 
oder vermieden werden. 

II. Erläuterungen 

Das Bundesrecht verpflichtet die Kantone, Gefahrenkarten zu erstellen. Die 
Empfehlung Raumplanung und Naturgefahren des Bundes aus dem Jahr 2005 
beschreibt die Umsetzung der Gefahrenkartierung mit raumplanerischen In-
strumenten, indem die Aufgaben der kantonalen Richtplanung, der Nutzungs-
planung und des Baubewilligungsverfahrens aufgezeigt werden. 

Gefahrenhinweiskarten und Gefahrenkarten werden für gravitative Naturgefah-
ren Hochwasser, Murgänge, Rutschungen, Steinschlag/Felssturz und Lawinen 
erstellt. Gefahrenhinweiskarten geben eine grobe Übersicht über die potenzielle 
Gefährdungssituation. Sie basieren auf Modellrechnungen und Ereignisauswer-
tungen. Sie erlauben es, potenzielle Konfliktbereiche bei Nutzungen in Gefah-
rengebieten zu erkennen. Gefahrenhinweiskarten liegen im Kanton Luzern flä-
chendeckend für alle gravitativen Naturgefahren vor. 

Für Bauzonen/Siedlungsgebiete sind Gefahrenkarten zu erstellen und perio-
disch oder als Folge geänderter Rahmenbedingungen zu aktualisieren. Für 
Gebiete ausserhalb von Bauzonen sind bei Bauvorhaben Gefahrenhinweise 
aus den Gefahrenhinweiskarten zu berücksichtigen, bedarfsweise sind indivi-
duelle Gefahrenabklärungen durchzuführen. Gefahrenkarten liegen im Kanton 
für alle Siedlungsgebiete mit bedeutendem Schadenpotenzial vor. Für weitere 
Gebiete werden laufend Gefahrenkarten erarbeitet. 

Im Rahmen von laufenden Hochwasserschutzkonzepten werden für die gros-
sen Talflüsse im Kanton Gewässer- und Überflutungsräume abgegrenzt. Für 
diese Flächen definiert der Kanton die zulässigen Nutzungen. Diese Flächen 
liegen seit 2007 für die Kleine Emme, die Reuss und die Ron vor, für die Wigger 
und Luthern sowie die Suhre sind sie in Bearbeitung. Bei der konkreten Projek-
tierung und Umsetzung sollen nebst dem Hochwasserschutz auch ökologische 
Interessen und die Erholungsmöglichkeiten mitberücksichtigt werden sowie die 
allfällige Energiegewinnung aus Wasserkraft geprüft werden. Die Hochwasser-
schutzkonzepte werden mit den Planungen in den betroffenen Nachbarkanto-
nen abgestimmt. Für den Hochwasserschutz im Bereich des Luzerner Seebe-
ckens, der Kleinen Emme und der Reuss bis Windisch liegt ein von den Kanto-
nen Aargau, Luzern, Zug und Zürich erarbeitetes Gesamtkonzept vor. 

Für Erdbebengefahren findet die SIA Norm 261 Anwendung. In der Planungs- 
und Bauverordnung werden die in diesem Zusammenhang erforderlichen Rege-
lungen vorgesehen. 

Die Gefahrenvorsorge ermöglicht eine an die Verhältnisse angepasste Nutzung, 
verringert Interessenskonflikte und hilft, diese frühzeitig zu erkennen. Sie er-
möglicht eine erhöhte Planungs- und Standortsicherheit und führt so zu einer 

Ausgangslage 

Notwendige Grundlagen 

Abstimmungsbedarf 
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L4 Bodenschutz 

I. Richtungsweisende Festlegung 

L4 Kanton und Gemeinden berücksichtigen bei ihren raumwirksa-
men Tätigkeiten die natürlichen Bodeneigenschaften und die vorhande-
nen Bodenbelastungen. Sie fördern die Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit 
sowie die Funktionsfähigkeit der Böden als Lebens- und Landschaftsraum 
durch deren standortgerechte Nutzung und Bewirtschaftung.  

II. Erläuterungen 

Zahlreiche raumwirksame Tätigkeiten haben Auswirkungen auf die Böden. 
Kenntnisse über die betroffenen Böden liefern deshalb einen wichtigen Beitrag 
zur Verbesserung der Grundlagen in den Bereichen Landwirtschaft, Landschaft, 
Gewässer, Naturgefahren, Siedlungsentwicklung etc. 

Im Kanton Luzern wird mehr als die Hälfte der Fläche landwirtschaftlich genutzt. 
Auf 30 Prozent der Fläche wächst Wald, Gebüsch oder Gehölz. Der Erhalt der 
Bodenfruchtbarkeit in der Landwirtschaft und im Wald ist deshalb ein wichtiges 
Anliegen. Eine standortgerechte Nutzung und Bewirtschaftung trägt dazu bei, 
die Bodenqualität zu erhalten und Bodenerosion, die Verdichtung sowie den 
Austrag von Nährstoffen in die Gewässer zu minimieren. Für die Beratung und 
Massnahmenplanung wie auch zur Förderung der standortgerechten Nutzung 
und Bewirtschaftung müssen aber die Eigenschaften des vorhandenen Bodens, 
seine spezifische Eignung und seine Gefährdung bezüglich Verdichtung, Erosi-
on, Aus- und Abschwemmung bekannt sein. 

Schadstoffe aus menschlichen Tätigkeiten belasten die Böden und reichern 
sich im Boden an. Im Gegensatz zum Wasser kann der Boden aber nicht mehr 
gereinigt werden, ohne dass seine Struktur zerstört wird. Ab einer gewissen 
Menge sind Schadstoffe für Bodenlebewesen und Pflanzen schädlich. Wenn 
Schadstoffe über Pflanzen oder das Trinkwasser in den Nahrungskreislauf ge-
langen, können sie Tieren und Menschen Schaden zufügen. Zu den belasteten 
Böden im Kanton Luzern gehören unter anderem die Schiessplätze der Armee, 
Strassen- und Eisenbahntrassen, Industrieflächen, Obstgärten, Rebberge, 
Schrebergärten und die Umgebung von Kugelfängen, Korrosionsschutzobjekten 
und Feuerungsanlagen. Boden aus diesen Flächen darf nicht an Standorte mit 
unbelastetem Boden verfrachtet werden. Je nach Belastung sind Gefährdungs-
abschätzungen, allenfalls Nutzungsempfehlungen oder Nutzungseinschränkun-
gen oder sogar eine Totalsanierung nötig. Die Belastungsgebiete sowie die 
Mass-nahmen werden in einem Kataster erfasst und periodisch nachgeführt.  

Boden, der im Rahmen der Siedlungsentwicklung ausgehoben und nicht wieder 
vor Ort eingebracht werden kann, soll nach Möglichkeit für die Rekultivierung 
und Verbesserung geschädigter und verbesserungswürdiger Landwirtschafts-
böden verwendet werden. Der Kanton weist solche Landwirtschaftsböden in 
einer Karte „Hinweisflächen anthropogene Böden“ mit entsprechendem Ver-
zeichnis aus. Darin sind einerseits die einzelnen Flächen ersichtlich und ande-
rerseits müssen zu jeder Fläche die entsprechenden Daten (Problem des Stan-
dortes, Bedarf an Ersatzboden, Besitzverhältnisse, Bereitschaft und Bewilli-
gungsgrundlagen für eine Bodenverbesserung) verzeichnet sein. Diese Grund-
lage erleichtert die Verfahrensabläufe für Abgeber (Bauherren, Unternehmer) 
wie für Empfänger (Landwirte) der guten, verwertbaren Böden. Zudem werden 
wertvolle Böden wiederverwendet und Deponieraum wird geschont. 

Ausgangslage 

Schadstoffbelastete 
Böden 

Vorzugflächen für 
Bodenverbesserung und 
Rekultivierung  
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In diesen Gemeinden wird im Sinn von Artikel 39 RPV das Streusiedlungsgebiet 
gestützt auf verschiedene Kriterien räumlich konkretisiert und festgesetzt.  

 

Abbildung 18 
Gemeinden mit 
Streusiedlungsgebieten 
und Abwanderungs-
tendenz 

Konkretisierung der 
Streusiedlungsgebiete 
(siehe Anhang IV, Abb. 
A-11 – A-15 
Streusiedlungsgebiete) 
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L6 Landwirtschaft 

I. Richtungsweisende Festlegung 

L6 Die Landwirtschaft hat einen wesentlichen Beitrag zur sicheren 
Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln, zur Erhaltung der na-
türlichen Lebensgrundlagen, zur Pflege der Kulturlandschaft sowie zur 
dezentralen Besiedlung des Landes zu leisten. Mit der Raumplanung sol-
len genügend Landwirtschaftsflächen für die Erfüllung dieser Funktionen 
bereitgestellt und gesichert werden. 

Die Landwirtschaft erfüllt diese Aufgaben in einem sich stetig verändern-
den Umfeld, in welchem der Wettbewerb eine wachsende Rolle spielt. Im 
Kantonsgebiet bestehen unterschiedliche Möglichkeiten, um mit der Nah-
rungsmittelproduktion bestehen zu können. Im Rahmen der übergeordne-
ten gesetzlichen Regelungen wird der Strukturwandel gefördert und mehr 
unternehmerischer Freiraum unter anderem zur Diversifikation einge-
räumt, um damit die Konkurrenzfähigkeit der Betriebe zu fördern.  

II. Erläuterungen 

Gemäss Bundesverfassung hat die Landwirtschaft unter anderem einen we-
sentlichen Beitrag zur sicheren Nahrungsmittelversorgung zu leisten. Dafür 
braucht es genügend Land, und zwar in quantitativer wie auch in qualitativer 
Hinsicht. 

Der Bestand an ackerfähigem Kulturland, den Fruchtfolgeflächen (FFF), soll 
erhalten bleiben. Die vom Bund geforderte Mindestfläche von 27'500 ha konnte 
bisher sichergestellt werden (2001: 27'974 ha; 2005: 27’914 ha; 2010 (genaue-
re Erhebung): 27‘650 ha; 2014: 27‘543 ha). 

Der Regierungsrat hat in seinem Beschluss vom 21. August 2012 (RRB 
Nr. 896) die Strategie zur Erhaltung der FFF festgelegt. Die Grundsätze im Um-
gang mit FFF, insbesondere bei Neueinzonungen wie auch zur flächengleichen 
Kompensation bei Beanspruchung von FFF, sind in § 3 der Planungs- und Bau-
verordnung festgelegt. 

Die Qualität der FFF wurde letztmals Ende der 1980er-Jahre erhoben. Für eine 
nachhaltige und effektive Bewirtschaftung der FFF ist es unerlässlich, die Bö-
den neu zu erheben. Dies erfolgt gestützt auf aktuelle bodenkundliche und 
landwirtschaftlich anerkannte Methoden und unter Verwendung von Bodenkar-
ten. Die Neuerhebung muss rechtzeitig erfolgen, damit sich die künftigen 
raumwirksamen Tätigkeiten, insbesondere Nutzungs- und Zonenplanänderun-
gen, anhand einer aktuellen und anerkannten Erhebung beurteilen lassen. 

Mit dem Ziel des wirtschaftlichen Wachstums besteht die Gefahr, dass die 
Landwirtschaft weiter produktive Flächen verliert. Wettbewerbsfähige Landwirt-
schaftsbetriebe liegen teilweise in der Hauptentwicklungsachse des Kantons 
und stehen im Konflikt zu den Raumansprüchen wertschöpfungsstarker Indust-
rien. Bei der Interessenabwägung im Rahmen der Nutzungsplanungen ist nebst 
der Quantität auch die Qualität des Landwirtschaftslandes in erhöhtem Mass zu 
berücksichtigen. Dabei soll auch darauf geachtet werden, dass solche Planun-
gen koordiniert werden.  

Flächenverlust 
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E Versorgung und Entsorgung  

E1 Abbau Steine und Erden 

I. Richtungsweisende Festlegung  

E1 Nicht erneuerbare Rohstoffe wie Natursteine, Kies, Sand und 
Mergel sind haushälterisch, umwelt- und landschaftsverträglich so zu 
nutzen, dass auch künftigen Generationen noch solche Rohstoffe zur Ver-
fügung bleiben. 

Die Aufbereitung minderwertiger Rohstoffe und der Einsatz geeigneter 
Sekundär- sowie Ersatzmaterialien werden gefördert. Wo es die Rohstoff-
vorkommen erlauben, ist die Selbstversorgung regional sicherzustellen. 

II. Erläuterungen 

Die im Richtplan bezeichneten Abbaugebiete beruhen auf den Rohstoffkarten 
mit Kubaturschätzungen sowie dem gestützt darauf erarbeiteten und vom Re-
gierungsrat am 23. Juni 1995 beschlossenen Abbaukonzept. Daraus wurden 
die Abbaugebiete von kantonaler Bedeutung (Abbauvolumen) evaluiert. 

Der Richtplan enthält keine abschliessende Aufzählung von Abbaugebieten. Im 
Richtplan sind jene grösseren Abbaugebiete aufgeführt, deren Verfügbarkeit für 
die langfristige Versorgung im kantonalen und regionalen Interesse erhalten 
bleiben muss (Abbaumächtigkeit, Infrastruktur, Marktnähe). Bei Werken nahe 
der Kantonsgrenze und bei Werken mit Spezialprodukten reicht das Versor-
gungsgebiet über den Kanton hinaus. 

Der kantonale Bedarf an Kies beträgt pro Jahr 1,0 bis 1,1 Mio. m3 (fest, Schnitt 
2003-2007). Der effektive Abbau liegt etwas darunter, weil ein Teil vor allem auf 
dem Seeweg importiert wird. Die bedeutenden Abbaustellen liegen mehrheitlich 
im Luzerner Hinterland (Gettnau, Zell, Ufhusen, Luthern), im Seetal (Eschen-
bach, Ballwil) sowie im Gebiet Kulmerauer Allmend (Gemeinde Triengen). 

Mit dem Richtplan werden folgende Kiesvolumen reserviert (Stand 01.01.2007): 

Koordinationsstand nachgewiesen 

Ausgangslage 
Abbau bewilligt (bewilligte Reserven) ~ 7,2 Mio. m3 

Festsetzung 
Abbauzone ausgeschieden, aber Abbau noch nicht bewilligt ~ 4,8 Mio. m3 

Zwischenergebnis 
Rohstoffnachweis erbracht, Abstimmung weitgehend erfolgt ~ 27,6 Mio. m3 

Vororientierung 
Rohstoffnachweis oder Abstimmung nicht oder nur teilweise erfolgt 

vermutete  
Volumen 

 

Ausgangslage 

Kies 

Abbildung 19: 
Kiesreserven 
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Die Natursteinvorkommen (Hartgestein und Sandstein) sind im Kanton Luzern 
volumenmässig von untergeordneter, für den Bau und Unterhalt von Bauwerken 
mit einheimischem Material dennoch von wesentlicher Bedeutung. Die aus der 
Planungshilfe für die Standortplanung von Hartsteinbrüchen des Bundesamtes 
für Raumentwicklung (2006) hervorgegangenen Potenzialgebiete werden so-
weit in den Richtplan aufgenommen, als ein Abbau zweckmässig und realistisch 
erscheint. 

Im Kanton Luzern werden pro Jahr etwa 120'000 m3 (fest, Schnitt 2003-2007) 
Mergel abgebaut. Da die Produktionsanlagen von Ziegeleien grosse Investitio-
nen erfordern, sind die Mergelabbaustellen und mögliche Erweiterungen lang-
fristig zu sichern. 

Die Ausscheidung einer Abbauzone erfordert, nebst dem Rohstoffnachweis, 
eine umfassende Interessenabwägung. Dies gilt insbesondere für Abbaugebie-
te mit dem Koordinationsstand Vororientierung und für Standorte, die im Richt-
plan nicht bezeichnet sind. Die Versorgung mit Rohstoffen verursacht vielfach 
ein bedeutendes Schwerverkehrsaufkommen.  

Dies kann den Verkehrsablauf, die Verkehrssicherheit und die Umwelt erheblich 
beeinträchtigen. Die Dienststelle Umwelt und Energie führt eine jährlich aktuali-
sierte Liste der Abbaustellen mit den wichtigsten Daten wie bewilligte Reserven, 
Bodennutzungseffizienz (BNE), Flächenbeanspruchung (Grundwasser, FFF, 
Wald). 

Die nutzbaren Rohstoffverkommen sind begrenzt und standortgebunden. Mit 
den Rohstoffen ist daher haushälterisch umzugehen. Abbaustellen sind durch 
einen vollständigen Abbau und eine weitgehende Aufbereitung auch minder-
wertiger Materialien aus Abdeck- oder Zwischenschichten optimal zu nutzen. 
Wo es die bautechnischen Anforderungen zulassen, sind hochwertige Primär-
rohstoffe durch den vermehrten Einsatz von Sekundär- und Ersatzmaterialien 
zu schonen. 

Der Abbau von Rohstoffen ist eine zeitlich beschränkte Nutzung. Die Folgenut-
zung orientiert sich an raumplanerischen Grundsätzen. Abbaustellen sind so-
weit möglich zur Ablagerung von unverschmutztem Aushubmaterial zu nutzen. 
Besondere Sorgfalt erfordert die landschaftsgerechte Neugestaltung der Se-
kundärlandschaft sowie die Rekultivierung des Bodens im Hinblick auf die land- 
und gegebenenfalls forstwirtschaftliche Nutzung.  

Natursteine 

Mergel 

Abbauzonen 

Rohstoffnutzung 

Folgenutzung 
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E2 Rohstoffe und Abfall 

I. Richtungsweisende Festlegung 

E2 Künftige Generationen sollen in ihrer Lebensqualität und in der 
Nutzung natürlicher Rohstoffe durch unseren Umgang mit Rohstoffen und 
Abfällen nicht eingeschränkt werden. 

Der Verbrauch nicht erneuerbarer und knapper Rohstoffe ist zu minimie-
ren. 

Die Abfallwirtschaft ist laufend weiter zu optimieren, sodass daraus heute 
und in Zukunft möglichst wenig Schadstoffe in die Umwelt gelangen.  

II. Erläuterungen 

Die Abfallwirtschaft hat sich in den vergangenen Jahren zu einem gut funktio-
nierenden Gesamtsystem entwickelt. Dieser Stand ist aufrecht zu erhalten und, 
wo dies möglich ist, weiter zu verbessern. Um aber den unvermindert hohen 
Rohstoffverbrauch zu reduzieren, muss sich die Abfallpolitik zu einer nachhalti-
gen Rohstoffpolitik entwickeln. Im Bericht Nachhaltige Rohstoffnutzung und 
Abfallentsorgung des Bundesamtes für Umwelt (2006) sind die Grundlagen der 
künftigen Politik formuliert. 

Der nachhaltige Umgang mit Stoffen bedingt eine gesamtheitliche Lebensweg-
betrachtung. Produkte sind nicht erst wenn sie zu Abfällen geworden sind, son-
dern über ihren ganzen Lebensweg, von der Gewinnung der erforderlichen 
Rohstoffe über die Herstellung, die Verteilung und die Nutzung bis zu deren 
Entsorgung, zu betrachten. Jedes Produkt soll im Verlauf seines Lebens gerin-
ge Rohstoff- und Energiemengen verbrauchen und die Umwelt wenig belasten. 
An Stelle nicht erneuerbarer, sollen nachwachsende und verwertbare Stoffe 
eingesetzt werden. Abfälle, die nicht stofflich verwertet werden können, sollen 
energetisch genutzt werden. 

Das Bundesrecht verpflichtet die Kantone, eine Abfallplanung zu erstellen, die-
se periodisch nachzuführen, die vorgesehenen Standorte der Abfallanlagen, 
insbesondere der Deponien sowie der anderen wichtigen Anlagen, in den 
Richtplänen auszuweisen und für die Ausscheidung der erforderlichen Nut-
zungszonen zu sorgen. 

Etwa 50 Prozent der im Kanton Luzern anfallenden Siedlungsabfälle - vor allem 
Grüngut, Glas, Karton, Papier, Altöl, Metalle, Batterien, elektrische und elektro-
nische Geräte - werden separat gesammelt und verwertet. Die andere Hälfte 
wird zusammen mit Abfällen aus Industrie, Gewerbe sowie Bau in Kehrichtver-
brennungsanlagen (KVA), grösstenteils in der KVA Luzern und der KVA Oftrin-
gen (AG) verbrannt. Die Abwärme wird genutzt. 

Die KVA Luzern wurde im Jahre 1971 in Betrieb genommen und ist in einem 
technisch einwandfreien Zustand. Es kann mit einer Restlebensdauer der tech-
nischen Installationen sowie der älteren Bauteile von noch 10 bis 15 Jahren 
gerechnet werden. Ab den Jahren 2015 bis 2020 müssen neue Lösungen für 
die Verwertung des Kehrichts, zumindest für jenen aus dem Kanton Luzern, 
bereitstehen. Es ist noch offen, ob die Anlage Luzern neu erstellt, umfassend 
saniert oder sogar stillgelegt wird. Drei Standorte für den allfälligen Neubau 

Ausgangslage 

Rohstoffpolitik 

Anlagenstandorte 

Verwertungsanlagen  
für Siedlungsabfälle 
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einer Anlage zur energetischen Verwertung von Abfällen werden aber in den 
Richtplan aufgenommen. 

Die Entsorgung der Klärschlämme erfolgt in den Schlammverbrennungsanlagen 
(SVA) in Emmen und Oftringen (AG), eventuell später in einer neuen Anlage in 
Ibach (Luzern/Ebikon). Die Grüngutverwertung ist regional zu koordinieren. 

Für die Luzerner Reaktordeponien, die Deponie Möhrenhof in Ufhusen und die 
Deponie Oberbürlimoos in Rothenburg, sind keine Nachfolgedeponien vorge-
sehen. Die Entsorgung der KVA-Schlacke sowie der Asche der Klärschlamm-
verbrennungsanlage ist in der Deponie Eielen in Attinghausen (UR) bis Ende 
des Jahres 2020 vertraglich gesichert. Ohne Kündigung verlängert sich der 
Vertrag um weitere fünf Jahre. Für die Entsorgung von Abfällen, die weder ver-
wertet noch verbrannt werden können, wie Altlastmaterial oder Katastrophen-
gut, steht zurzeit genügend Volumen in ausserkantonalen Deponien zur Verfü-
gung. Die Entsorgung der relativ geringen Mengen Reststoffe ist in ausserkan-
tonalen Deponien und teilweise in ausländischen Entsorgungsanlagen gewähr-
leistet. Die Deponiestandorte Ödenwil in der Gemeinde Pfaffnau und Möhren-
hof 2 in der Gemeinde Ufhusen bleiben aber zur Reserve im Richtplan aufge-
führt. 

Nicht verwertbare inerte Bauabfälle, wie Asbestzement, Glas, Gipsreste usw. 
werden zusammen mit belastetem Aushubmaterial und bestimmten Abfällen 
aus der Industrie auf Inertstoffdeponien abgelagert. Laut der Abfallplanung fal-
len im Kanton pro Jahr etwa 100'000 m3 solche Abfälle an. Dazu kommen im 
Rahmen der interkantonalen Zusammenarbeit noch Anlieferungen aus den 
Nachbarkantonen. In den vergangenen Jahren sind auf den Luzerner Inertstoff-
deponien jährlich rund 150'000 m3 (fest, Schnitt 2003-2007) Inertstoffe und 
Bauabfälle abgelagert worden. 

Unverschmutzter Aushub ist in erster Linie für Rekultivierungen, vor allem zum 
Wiederauffüllen von Abbaustellen wie Kiesgruben, zu verwerten. Etwa 50 bis 
60 Prozent der im Kanton jährlich anfallenden gut 1 Mio. m3 (fest, Schnitt 2003-
2007) Aushubmaterial werden so verwertet. Wenn die Verwertung nicht möglich 
(fehlende Kapazität) oder nicht sinnvoll ist (Transportdistanz), wird Aushub auf 
Deponien, hauptsächlich auf Inertstoffdeponien für Aushubmaterial, entsorgt. 

Deponien sind stark raumrelevante Anlagen. Für Inertstoffdeponien gibt es kei-
ne flächendeckende, systematische Standortanalyse. Im Richtplan sind daher 
nicht Deponiestandorte festgelegt, sondern Deponieeignungsgebiete bezeich-
net. Das sind Gebiete, die keine generellen Konflikte zu übergeordneten öffent-
lichen Interessen aufweisen und sich somit unter bestimmten Voraussetzungen 
für die Errichtung von Inertstoffdeponien oder Inertstoffdeponien für Aushubma-
terial eignen. Die Ausscheidung erfolgte mit den beim Kanton vorhandenen 
Geodatensätzen (Stand November 2007). Die ausgeschlossenen Flächen und 
Objekte (ohne jene von kommunaler Bedeutung) sind im Anhang II, Abbildun-
gen A-5 bis A-7, aufgeführt. Die Gebiete sind als grobe Ausscheidung zu ver-
stehen und im Rahmen der weiteren Standortevaluation zu konkretisieren. Die 
genaue Abgrenzung ergibt sich auf Grund der Situation vor Ort und kann auch 
kleine Flächen Wald umfassen. In geografisch speziellen Regionen wie den 
Rigi-Gemeinden oder im Gebiet Flühli-Sörenberg sind gegebenenfalls Standor-
te ausserhalb der Deponieeignungsgebiete zu prüfen. 

 

 

Reaktordeponien 
Reststoffdeponien 

Inertstoffdeponien 

Inertstoffdeponien 
für Aushubmaterial 

Deponieeignungsgebiete 











Kantonaler Richtplan 2009, teilrevidiert 2015 
E Versorgung und Entsorgung  

168 

Die Trinkwasserversorgung ist in verschiedenen Gebieten des Kantons durch 
einen hohen Nitratgehalt im Grundwasser beeinträchtigt. Um die gesetzliche 
Wasserqualität sicherzustellen, kann die zuständige kantonale Behörde auch im 
weiteren Einzugsgebiet von Trinkwasserfassungen zusätzliche Schutzmass-
nahmen anordnen und Nutzungsbeschränkungen erlassen (§ 12 Abs. 2c 
EGGSchG).  

Für Grundwasserfassungen und Schutzareale, welche für die Sicherstellung der 
Trinkwasserversorgung von grosser Bedeutung sind, sind die Zuströmbereiche 
im Richtplan zu bezeichnen. Sie sind "besonders gefährdete Bereiche" und 
haben den Zweck, das Grundwasser durch planerische Massnahmen vor per-
sistenten (nicht abbaubaren) und mobilen Schadstoffen (Pflanzenschutzmittel, 
chemo-synthetische Stoffe, Nitrat) zu schützen. 

In den Zuströmbereichen sollen neue Industriezonen nur unter sichernden Auf-
lagen ausgeschieden werden. Insbesondere sind Grossanlagen wie chemische 
Produktions-, Transport- und Lagereinrichtungen sowie neue Betriebe, die 
grosse Mengen wassergefährdender Stoffe erzeugen, umschlagen oder lagern, 
in den Zuströmbereichen nicht zulässig. Unterniveaubauten sowie Bauten ins 
Grundwasser müssen je nach Schutzansprüchen der Trinkwassernutzung ein-
geschränkt werden. Es dürfen keine Bauten und Anlagen erstellt werden, die 
unter dem mittleren Grundwasserspiegel liegen. 

In Zuströmbereichen soll die landwirtschaftliche Bewirtschaftung nach ökolo-
gisch ausgerichteten und standortgerechten Kriterien erfolgen (massvoller Ein-
satz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, geregelte Fruchtfolge etc.). Land-
wirtschaftliche Intensivkulturen und Speziallandwirtschaftszonen, die Boden und 
Gewässer übermässig belasten, sind an diesen Standorten nicht zulässig. 

Trinkwasserversorgung 

Zuströmbereiche 
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E5 Energiepolitik und Energieeffizienz 

I. Richtungsweisende Festlegung 

E5 Ziel der kantonalen Energiepolitik ist eine nachhaltige Energie-
versorgung. Grundpfeiler dieser Politik sind das Energiesparen, die effizi-
ente Energieverwendung, die Substitution von fossilen durch erneuerbare 
Energieträger und die rasche Umsetzung technischer Fortschritte. Bei 
deren Umsetzung berücksichtigen die Akteure die nationalen und interna-
tionalen Ziele der Energie- und Klimapolitik. Auf allen Planungs- und Rea-
lisierungsstufen werden zudem die ökologischen Gesichtspunkte und die 
Ziele der 2000-Watt-Gesellschaft1 mitbeachtet. 

Kanton und Gemeinden stimmen die Energie-, die Raumordnungs- und 
die Verkehrspolitik aufeinander ab. 

II. Erläuterungen 

Der Kanton Luzern hat die Grundsätze seiner Energiepolitik im Planungsbericht 
Energie 2006 festgelegt. Auf der Massnahmenebene setzt er vier Schwerpunk-
te: (1) energetische Verbesserung der Gebäude, (2) erweiterte Nutzung von 
Holzenergie, (3) Förderung von Biogas und (4) Information, Beratung, Aus- und 
Weiterbildung.  

Die Energieversorgung im Kanton Luzern ist stark abhängig von der nationalen 
Energiepolitik. Der Energiebedarf hat im Kanton Luzern seit 1990 stärker als im 
schweizerischen Durchschnitt zugenommen. Er wird im Kanton Luzern heute 
noch vorwiegend mit fossilen Energieträgern gedeckt. Der Anteil der erneuerba-
ren Energie an der Strom- wie auch Wärmeproduktion nimmt aber zu. Dessen 
Steigerung ist erklärtes Ziel der Luzerner Energiepolitik. Handlungsmöglichkei-
ten zur Substitution fossiler Energieträger haben Kanton und Gemeinden insbe-
sondere im Bereich der Wärmeversorgung durch eine geeignete Prioritätenset-
zung.  

 

 

 

 

 

 
1 Ziele der 2000-Watt-Gesellschaft sind eine nachhaltige Nutzung der Ressourcen und der Energie-

träger und deren global gerechte Verteilung. Sie bezieht sich auf die Themenbereiche Wohnen, 
Mobilität, Ernährung, Konsum und Infrastruktur. Um die Ziele der 2000-Watt-Gesellschaft zu erfül-
len, muss der Primärenergieverbrauch in der Schweiz von heute 6300 Watt pro Person auf den 
globalen Durchschnitt von 2000 Watt (bis im Jahr 2100) gesenkt werden. Die Treibhausgasemis-
sionen müssen in derselben Zeitspanne von 8,6 Tonnen CO2 pro Person und Jahr auf den global 
zulässigen Wert von 1 Tonne CO2 reduziert werden. Als Zwischenziel bei der Reduktion gelten 
3500 Watt und 2 Tonnen CO2 (bis 2050). 

Ausgangslage 
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Der Kanton Luzern stimmt seine Planungs-, Bau- und Energiepolitik auf die 
Ziele der 2000-Watt-Gesellschaft ab. Dieser integrale Ansatz soll vor allem im 
Gebäudebereich zu einer raschen Senkung des Energieverbrauches und zu 
einer konsequenten Substitution der fossilen Energieträger führen. Dabei ist die 
Erneuerung und energetische Verbesserung des Gebäudebestands der vor-
dringliche Massnahmenbereich. Wichtigste Instrumente dazu sind die regel-
mässige Anpassung der energietechnischen Vorschriften an den Stand der 
Technik sowie finanzielle oder baurechtliche Anreize. Zur Verstärkung von 
volkswirtschaftlichen Impulsen wird der Energiecluster Kanton Luzern geschaf-
fen. 

Zentrale Zielsetzungen der Raumplanung wie haushälterische Nutzung des 
Bodens, Siedlungsentwicklung nach innen, verdichtetes Bauen, Erschliessung 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln etc. tragen zu einer sparsamen Entwicklung 
des Energiebedarfs bei.  

Abbildung 20: 
Entwicklung des 
Endenergieverbrauches 
im Kanton Luzern 1990 
bis 2003 

Massnahmenbereiche 
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Abbildung 21: 

220/380-kV-Netz 
Zentralschweiz: 
Planungsstand Juli 2009, 
Quelle CKW 

Abbildung 22: 

110/50-kV-Netz: 
Planungsstand Juli 2009, 
Quelle CKW 
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Die folgenden Anlagen werden als langfristige Optionen in den Richtplan auf-
genommen: 

Anlage  Koordinationsstand 

Umbau (Ersatz) 110-kV-Leitungen  

Schüpfheim–Flühli VO 

Neubau 110-kV-Leitungen  

Anschluss Buttisholz (noch nicht gesichert, Trassee unklar) VO 
Schüpfheim–Escholzmatt VO 
Sempach–Oberkirch VO 
Oberkirch–Sursee VO 

Neubau 110-kV-Anlagen  

US Rothenburg VO 
US Gunzwil VO 
US Menznau VO 
US Malters VO 
US Flühli VO 
US Oberkirch (Sursee) VO 
US Waldibrücke VO 
US Adligenswil VO 
US Meierskappel VO 
US Escholzmatt  VO 

Ersatz 380-kV-Anlagen 

UW Sursee VO 

Umbau 220-kV-Leitungen auf 380 kV  

Mettlen–Bickigen VO 
Mettlen–Innertkirchen VO 

Bahnstromversorgung (SBB)  

132-kV-Leitung Emmenbrücke–Mettlen–Bickigen VO 
 
Federführung:  Netzbetreiber 
Beteiligte:  Gemeinden, uwe, ENHK (in BLN-Gebieten),   
  Kantone AG, BE, OW, NW, SZ und ZG 
Koordinationsstände: VO = Vororientierung 
  ZE = Zwischenergebnis 
  FS = Festsetzung 
Priorität/Zeitraum: E 
 
Legende: 
US = Unterstation 
UW = Unterwerk 
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E8 Gasversorgung 

I. Richtungsweisende Festlegung 

E8 Die Erdgasversorgung soll in erster Linie in den heute bereits mit 
Erdgas grob erschlossenen Gebieten sowie in kantonalen Entwicklungs-
schwerpunkten weiter ausgebaut werden. Zudem soll die Versorgungssi-
cherheit in diesen Gebieten verbessert werden. Die Produktion von Bio-
gas und dessen Einspeisung ins Gasnetz soll bei geeigneten und wirt-
schaftlichen Anlagen gefördert werden. 

II. Erläuterungen 

Die Gasversorgung ist im Raum Luzern Agglomeration bereits gut ausgebaut. 
In lufthygienisch belasteten Gebieten kann der Einsatz des Erdgases im Win-
terhalbjahr zu einer Verringerung der Stickoxid-, Schwefeloxid- und Feinstau-
bemissionen beitragen. Folgende Gemeinden (oder Teile davon) sind heute an 
das Erdgasnetz angeschlossen: Dagmersellen, Ebikon, Emmen, Eschenbach, 
Hochdorf, Horw, Inwil, Kriens, Littau, Luzern, Meggen, Menznau, Nebikon, 
Pfaffnau, Reiden, Rothenburg, Root (Perlen), Ruswil, Wikon und Wolhusen 

In diesen Gemeinden soll der Erdgasabsatz durch eine Erhöhung der An-
schlussdichte unter Beachtung der Prioritäten der Energieversorgung weiter 
erhöht werden. 

Die Erdgasversorgung in der Region Luzern und in Richtung Zug erfolgt mittels 
einer Ringleitung ab der Druckreduzierstation Ruswil bis nach Niederwil (Kan-
ton AG). Zur Wahrung der Versorgungssicherheit bestehen Erdgasspeicher in 
Littau und Bösch (Kanton ZG). Ab Bösch wird auch der Kanton Schwyz (Inner-
schwyz) versorgt. 

Neue Versorgungsachsen sind im Seetal und im Wiggertal entstanden, geplant 
ist auch eine Erschliessung Richtung Rontal, Sempach und Sursee. 

Im Kanton Luzern wird seit 2005 in der ARA Buholz in Emmen die erste Biogas-
Aufbereitungsanlage der Schweiz betrieben. Mit dieser Anlage wird ein Teil des 
anfallenden Klärgases so aufbereitet, dass es ins Erdgas-Netz eingespeist wer-
den kann. In Inwil ist mit der Swiss Farmer Power die bislang grösste Biogasan-
lage der Schweiz seit Anfang 2009 in Betrieb. Auf der Anlage werden aus Gülle, 
Grünabfällen usw. in einer Prozesskette Biogas produziert, auf Erdgasqualität 
aufbereitet und direkt ins örtliche Erdgasnetz eingespiesen. Das produzierte 
Biogas kann als CO2-neutraler Treibstoff für Erdgasfahrzeuge vermarktet wer-
den. 

Beim weiteren Ausbau der Gasversorgung werden weitere Gemeinden und 
Grossverbraucher an die Gasversorgung angeschlossen. Potenzielle Einsatz-
gebiete für Erdgas sind Feuerungen in der Industrie (Prozesswärme), Gas-
Kombi-Kraftwerke, Feuerungen und Wärme-Kraft-Kopplungsanlagen in dicht 
überbauten Wohn- und Dienstleistungsgebieten und grösseren Einzelobjekten. 
Um für die Erdgasversorger eine langfristig kostenneutrale Erdgasversorgung 
zu erreichen, ist ein beträchtlicher Erdgasabsatz nötig. 

Gasversorgung 

Neue 
Versorgungsachsen 

Biogas als CO2-neutraler 
Treibstoff 

Versorgungskonflikt mit 
anderen Energien 
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E9 Kommunikationsanlagen, Mobilfunk 

I. Richtungsweisende Festlegung 

E9 Mobilfunkanlagen sind Infrastruktureinrichtungen zur leitungs-
ungebundenen Datenübertragung. Sie unterliegen einer umfassenden 
Standortevaluations- und Koordinationspflicht. Dabei ist neben der Ver-
sorgungssicherheit der Schutz vor nichtionisierender Strahlung gemäss 
NISV sicherzustellen. 

II. Erläuterungen 

Der Mobilfunk hat in den letzten Jahren eine immer grössere Bedeutung als 
Kommunikationsmittel erlangt; seine Bedeutung wird weiter zunehmen. Künftig 
wird neben dem Telefonieren das Übertragen von Daten immer mehr an Be-
deutung gewinnen. Die Mobilfunkanbieterinnen müssen aus der wirtschaftlichen 
Notwendigkeit und der konzessionsrechtlichen Pflicht heraus ihre Netze rasch 
realisieren und bedürfnisgerecht ausbauen.  

Die Errichtung und Verfeinerung der GSM-Netze (Mobilfunk der zweiten Gene-
ration), die geplanten und teilweise in Realisierung befindlichen UMTS-Netze 
(Mobilfunk der dritten Generation) sowie Netze von künftigen Technologien 
(Mobilfunk von weiteren Generationen) werden weiterhin neue Antennenstand-
orte oder den Ausbau bestehender Standorte erfordern. Solche Standorte müs-
sen innerhalb und ausserhalb der Bauzonen gefunden werden. Wie viele neue 
Standorte benötigt werden, hängt auch davon ab, wieweit die Standorte der 
verschiedenen Betreiber zusammengelegt werden können und wieweit an ei-
nem bisherigen Standort ein Übergang von einer älteren zu einer neueren 
Technologie möglich ist.  

Die Mobilfunktechnologie verursacht elektromagnetische Strahlung. Im USG 
und in der gestützt darauf erlassenen Verordnung über den Schutz vor nichtio-
nisierender Strahlung (NISV) wird der Schutz der Menschen vor solcher Strah-
lung verbindlich geregelt. Die NISV normiert auch die Immissionen von Mobil-
funksendeanlagen (vgl. Ziffer 6 im Anhang 1 zur NISV). Die Rechtmässigkeit 
der Verordnung ist in mehreren Urteilen des Bundesgerichts bestätigt worden. 
Ihre Regelung ist abschliessend, und zwar nicht nur hinsichtlich des Schutzes 
vor schädlicher und lästiger Strahlung, sondern auch im Bereich des vorsorgli-
chen Immissionsschutzes. Für das kommunale und kantonale Recht bleibt hier 
kein zusätzlicher Regelungsspielraum. Weder der Kanton noch die Gemeinden 
können Bestimmungen zum Immissionsschutz erlassen oder Nebenbestim-
mungen verfügen, die über die Anforderungen der NISV hinausgehen. 

Antennenstandorte sind im Baubewilligungsverfahren durch die Gemeinden zu 
bewilligen. Bei einem Standort ausserhalb der Bauzonen ist zusätzlich eine 
Bewilligung der zuständigen kantonalen Behörde erforderlich. Das gilt auch bei 
wesentlichen Änderungen der Antennenanlagen. Die Bewilligungen sind zu 
erteilen, wenn neue oder geänderte Anlagen den öffentlich-rechtlichen, nament-
lich den bau- und umweltrechtlichen Vorschriften entsprechen.  

Glasfaserverbindungen verfügen über eine hohe Leistungsfähigkeit. Sie sind 
daher für Kommunikationsangebote (TV, Radio, Internet, Telefon usw.) das 
Datenübertragungsmedium der Zukunft. Dieses kann auch für die Steuerung 
einer rationellen und sparsamen Verwendung von Energie genutzt werden. Den 
Netzaufbau gilt es deshalb voranzutreiben. 

Bedeutung des 
Mobilfunks 

Rechtliche Ausgangslage 

Glasfaserverbindungen 





 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 A
N

H
Ä

N
G

E
 



 

 

 

 

 

 

 

 



Kantonaler Richtplan 2015 
Anhang I 

 

189 

Anhang I 
Abbildung A-1: Problemkarte Siedlungsbelastung durch Verkehr  
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Abbildung A-2: Problemkarte motorisierter Individualverkehr 
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Abbildung A-3: Problemkarte öffentlicher Verkehr 

 



Kantonaler Richtplan 2015 
Anhang I 

 

192 

 
Abbildung A-4: Radroutennetz gemäss Konzept (Stand 2014) 
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Anhang II  
Abbildung A-5: Deponieeignungsgebiete Luzern-Nordwest 
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Abbildung A-6: Deponieeignungsgebiete Luzern-Nordost 
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Abbildung A-7: Deponieeignungsgebiete Luzern-Süd  

 

 



Kantonaler Richtplan 2015 
Anhang III 

 

196 

Anhang III  
Abbildung A-8: Vernetzungsachsen Kleintiere und Wildtierkorridore Luzern-Nordwest 
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Abbildung A-9: Vernetzungsachsen Kleintiere und Wildtierkorridore Luzern-Nordost 
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Abbildung A-10: Vernetzungsachsen Kleintiere und Wildtierkorridore Luzern-Süd  
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Anhang IV  
Abbildung A-11: Streusiedlungsge biete Teil Hergiswil, Luthern 
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Abbildung A-12: Streusiedlungsgebiete Teil Entlebuch Nordwest 
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Abbildung A-13: Streusiedlungsgebiete Teil Entlebuch Nordost 
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Abbildung A-14: Streusiedlungsgebiete Teil Entlebuch Südwest 
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Abbildung A-15: Streusiedlungsgebiete Teil Entlebuch Südost 
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